
	
[image: Cover.jpg]



Die freie Verfügbarkeit der E-Book-Ausgabe dieser Publikation wurde ermöglicht
durch POLLUX – Informationsdienst Politikwissenschaft

[image: pollux]

und die Open Library Community Politik 2023 – einem Netzwerk wissenschaftlicher
Bibliotheken zur Förderung von Open Access in den Sozial- und Geisteswissenschaften:

Hauptsponsor: Fachinformationsdienst
Politikwissenschaft – POLLUX

Vollsponsoren: Technische Universität
Braunschweig | Carl von Ossietzky-Universität
Oldenburg | Universiätsbibliothek
der FernUniversität Hagen | Freie Universität
Berlin – Universitätsbibliothek | Niedersächsische
Staats- und Universitätsbibliothek
Göttingen | Goethe-Universität
Frankfurt am Main | Gottfried Wilhelm
Leibniz Bibliothek – Niedersächsische
Landesbibliothek | TIB – Leibniz-Informationszentrum
Technik und Naturwissenschaften
und Universitätsbibliothek |
Humboldt-Universität zu Berlin | Justus-
Liebig-Universität Gießen | Universitätsbibliothek
Eichstätt-Ingolstadt | Ludwig-
Maximilians-Universität München | Max
Planck Digital Library (MPDL) | Rheinische
Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn
| Ruhr-Universität Bochum | Staats- und
Universitätsbibliothek Carl von Ossietzky,
Hamburg | SLUB Dresden | Staatsbibliothek
zu Berlin | Universitätsbibliothek
Chemnitz | Universitäts- und Landesbibliothek
Darmstadt | Universitätsbibliothek
„Georgius Agricola“ der TU Bergakademie
Freiberg | Universitätsbibliothek Kiel
(CAU) | Universitätsbibliothek Leipzig |
Universität Wien | Universitäts- und Landesbibliothek
Düsseldorf | Universitätsund
Landesbibliothek Münster | Universitäts-
und Stadtbibliothek Köln | Universitätsbibliothek
Bielefeld | Universitätsbibliothek
der Bauhaus-Universität Weimar
| Universitätsbibliothek Kassel | Universitätsbibliothek
Osnabrück | Universitätsbibliothek
St. Gallen | Universitätsbibliothek
Vechta | Vorarlberger Landesbibliothek |
Zentral- und Hochschulbibliothek Luzern
| Zentralbibliothek Zürich | ZHAW Zürcher
Hochschule für Angewandte Wissenschaften,
Hochschulbibliothek

Sponsoring Light: Bundesministerium
der Verteidigung | Bibliothek der Hochschule
für Technik und Wirtschaft Dresden
| Bibliothek der Hochschule für Technik,
Wirtschaft und Kultur Leipzig | Bibliothek
der Westsächsischen Hochschule
Zwickau | Bibliothek der Hochschule
Zittau/Görlitz | Hochschulbibliothek der
Hochschule Mittweida | Institut für Auslandsbeziehungen
(IfA) | Landesbibliothek
Oldenburg | Österreichische Parlamentsbibliothek

Mikrosponsoring: Bibliothek der Berufsakademie
Sachsen | Bibliothek der Evangelische
Hochschule Dresden | Bibliothek
der Hochschule für Musik und Theater
„Felix Mendelssohn Bartholdy“ Leipzig
| Bibliothek der Hochschule für Bildende
Künste Dresden | Bibliothek der Hochschule
für Musik „Carl Maria von Weber“
Dresden | Bibliothek der Hochschule für
Grafik und Buchkunst Leipzig | Bibliothek
der Palucca-Hochschule für Tanz Dresden
| Leibniz-Institut für Europäische Geschichte
| Stiftung Wissenschaft und Politik
(SWP) – Deutsches Institut für Internationale
Politik und Sicherheit


Jens Thomas


Selbstherstellen als neue Politik


Zur Subjektivierung von Arbeit und des Politischen in der Designproduktion


[image: logo]


Diese Arbeit ist eine aktualisierte und überarbeitete Fassung der Dissertation »Selbstherstellen
als neue Politik«, die im Februar 2022 von der Fakultät für Human- und Sozialwissenschaften
der Technischen Universität Chemnitz angenommen wurde.

 

 

 

Bibliografische Information der Deutschen Nationalbibliothek

Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen Nationalbibliografie;
detaillierte bibliografische Daten sind im Internet über http://dnb.d-nb.de abrufbar.

[image: copy]

Dieses Werk ist lizenziert unter der Creative Commons Attribution-ShareAlike 4.0 Lizenz (BYSA).
Diese Lizenz erlaubt unter Voraussetzung der Namensnennung des Urhebers die Bearbeitung,
Vervielfältigung und Verbreitung des Materials in jedem Format oder Medium für beliebige
Zwecke, auch kommerziell, sofern der neu entstandene Text unter derselben Lizenz wie das
Original verbreitet wird.

Die Bedingungen der Creative-Commons-Lizenz gelten nur für Originalmaterial. Die Wiederverwendung
von Material aus anderen Quellen (gekennzeichnet mit Quellenangabe) wie z.B.
Schaubilder, Abbildungen, Fotos und Textauszüge erfordert ggf. weitere Nutzungsgenehmigungen
durch den jeweiligen Rechteinhaber.

 

Erschienen 2023 im transcript Verlag, Bielefeld

© Jens Thomas

 

Umschlaggestaltung: Maria Arndt, Bielefeld

Druck: Majuskel Medienproduktion GmbH, Wetzlar

https://doi.org/10.14361/9783839467862

Print-ISBN: 978-3-8376-6786-8

PDF-ISBN: 978-3-8394-6786-2

EPUB-ISBN: 978-3-7328-6786-8

Buchreihen-ISSN: 2702-9050

Buchreihen-eISSN: 2702-9069

Gedruckt auf alterungsbeständigem Papier mit chlorfrei gebleichtem Zellstoff.


Inhalt

 


  Abstract



  1.Einleitung



  2.Problemaufriss und Forschungsziel




  3.Stand der Diskussion und Forschung




  4.Theoretischer Rahmen


  4.1Theoretische Zugänge und Begriffsklärungen


  4.1.1Was ist Arbeit, was ist Politik? Annäherungen an einen Wissenschaftskomplex



  4.1.2Arbeit, Herstellen, Handeln: Hannah Arendt als Ausgangspunkt



  4.1.3Der Arbeitsbegriff bei Karl Marx: Türöffner für eine politische Perspektive auf Arbeit?



  4.1.4Von Castoriadis über Dewey bis zu Joas und Jonas: Kreative Selbstschöpfung und Verantwortungshandeln als Zugänge für eine politische Perspektive auf das Selbstherstellen



  4.1.5Selbermachen, Herstellen oder Selbstherstellen? Von welchem Begriff ist in dieser Studie auszugehen?



  4.1.6Selbstherstellen und Selbermachen als Formen des Politischen



  4.1.7Selbstherstellen im Kontext von Designproduktion



  4.1.8Selbstherstellen im Kontext des Nachhaltigkeitsdiskurses



  4.1.9Berlin als Standort für Design und Nachhaltigkeitsproduktion




  4.2Theoretischer Schwerpunkt 1: Wandel von Arbeit


  4.2.1Historischer Bedeutungswandel von Arbeit



  4.2.2Aktueller Strukturwandel von Arbeit




  4.3Theoretischer Schwerpunkt 2: Wandel des Politischen


  4.3.1Historischer Bedeutungswandel des Politischen



  4.3.2Aktueller Bedeutungswandel des Politischen





  5.Zwischenstand: Welche Schlüsse können bis hierhin gezogen werden?



  6.Empirische Untersuchung


  6.1Methodisches Vorgehen


  6.1.1Forschungsprogramm, Methoden, Zielsetzung



  6.1.2Interviewführung und Interview-Leitfaden



  6.1.3Konkrete Auswertungsschritte



  6.1.4Kodes, Kategorien, Typenbildung



  6.1.5Wie lässt sich das Selbstverständnis als politischer Akteur bestimmen?



  6.1.6Was ist politisches Handeln und wie lässt es sich untersuchen?



  6.1.7Was unterscheidet ethisches von politischem Handeln?



  6.1.8Ab wann kann von einem politischen Akteur gesprochen werden?




  6.2Typen, Typologien, Fallbeispiele


  6.2.1Typ 1: Create things and feeling good: die produktionsorientierten Selbsthersteller*innen



  6.2.2Typ 2: Doing good and create things: die ethischen Selbsthersteller*innen



  6.2.3Typ 3: Doing good and change things: die politischen Selbsthersteller*innen




  6.3Zentrale Typologie und Schlüsselkategorien




  7.Zusammenfassung der empirischen Ergebnisse


  7.1Zentrale Typen


  7.1.1Die produktionsorientierten Selbsthersteller*innen



  7.1.2Die ethischen Selbsthersteller*innen



  7.1.3Die politischen Selbsthersteller*innen



  7.1.4Die einzelnen Typen als Stufenmodell




  7.2Ergebnisse der zentralen Fragestellungen


  7.2.1Was sind die Grundmotive, um Dinge selbst herzustellen?



  7.2.2Welches Gesellschaftsbild haben die Akteure?



  7.2.3Wie organisieren Selbsthersteller*innen ihre Arbeits- und Produktionsformen?



  7.2.4Nach welchen Kriterien stellen die Akteure Produkte selbst her?



  7.2.5Welches politische Selbstverständnis haben die Akteure?



  7.2.6Handeln die Akteure politisch?





  8.Wissenschaftliche theoretische Überlegungen und Folgerungen


  8.1Politics of Self-Production: Einführung eines neuen Politikbegriffs an der Schnittstelle von Arbeitssoziologie und Politikwissenschaft



  8.2Erste theoretische Überlegungen in Anlehnung an das Datenmaterial


  8.2.1Habituelle Übertragungen des Arbeitsethos auf die Politik: Anspruch an Autonomie, das Prinzip Einzigartigkeit und Selbstherstellen als Pragmatismus



  8.2.2Politics of Self-Production: Die Transformation des Ökonomischen und die Zurückdrängung der Politik



  8.2.3Verantwortung als arbeitsinhaltliches Prinzip



  8.2.4Arbeitshandeln, Designhandeln, Aushandeln: Selbstherstellen als gesellschaftspolitische Interaktion




  8.3Formulierung einer zentralen These an der Schnittstelle von Arbeitssoziologie und Politikwissenschaft



  8.4Das Selbstherstellen im Kontext der Debatte um den Wandel von Arbeit


  8.4.1Kreativarbeit als Naturbezug, Selbstherstellen als neue Notwendigkeit: Die Ökologisierung von Arbeit und die Verdrängung der sozialen Frage



  8.4.2Reklamierend, selbststrukturierend: Das Selbstherstellen als neue aktive Subjektivierungsform



  8.4.3Ist das Selbstherstellen eine Form von Social Entrepreneurship?



  8.4.4Selbstherstellen als Übergangsarbeit: Vom Hobby zu nachhaltigem Design zur Gesellschaftskritik – das Private wird unternehmerisch, ist das Unternehmerische politisch?




  8.5Das Selbstherstellen im Kontext der Debatte um neue Politikformen


  8.5.1Selbstherstellen als ökologische Sozialkritik – Perspektiven für einen neuen Politikbegriff?



  8.5.2Ist das Selbstherstellen eine Form der politischen Beteiligung?



  8.5.3Politikgestaltung fern von Institutionen und offizieller Politik: Wie kann die Politik reagieren?



  8.5.4Arbeit, Selbstherstellen, Handeln: Freiheit als Gefahr, die Prinzipienübertragung des Herstellens auf die Politik und die Politik des Beständigen als Chance





  9.Zusammenfassung und Ausblick



  10.Anhang und Abkürzungen



  11.Literaturverzeichnis




		
			Abstract

 

			Dieses Buch handelt vom Selbermachen und Selbstherstellen. Zugegeben: Selbst hergestellt hat der Mensch schon immer – ob zur „Urform“ des Flechtens im alten (vordynastischen) Ägypten (vgl. Müller 1997: 37ff.) oder ab Mitte des 19. Jahrhunderts mit Aufkommen der Reformbewegung Arts and Crafts. Spätestens mit Beginn der Industrialisierung ranken sich um das Selbermachen jedoch Mythen von selbstbestimmter, authentischer und ehrlicher Arbeit (vgl. Kurz 2015: 11ff.) – und in den letzten Jahren wurde diese Lesart auf eine neue Stufe gebracht: In den zahlreichen Werken zum Selbermachen wird den Akteuren nahezu dauerhaft ein politischer Subjektstatus unterstellt, ohne dass es dazu empirische Befunde gibt. Die vorliegende Studie setzt an diesem Punkt an: Sie untersucht die Arbeitsformen des Selbstherstellens an der Schnittstelle von Arbeitssoziologie, Politikwissenschaft, Nachhaltigkeits- und Designforschung und fragt, ob Akteure, die Produkte nach ökologischen oder fair-sozialen Konzepten selbst herstellen, gesellschaftspolitische Ziele verfolgen – und wie sie ihre Arbeitsprozesse organisieren. Das Forschungsinteresse gilt dabei sowohl den Veränderungen der modernen Arbeitswelt – dem Bedeutungsgewinn von kreativer und nachhaltiger Arbeit einerseits, der Entgrenzung von Arbeitsformen andererseits – als auch neuen politischen Handlungsfeldern. Zum einen greift die Studie damit den kulturhistorischen Diskurs des Selbermachens und Ansätze der Designtheorie auf, die Formen der Selbstproduktion zur Gesellschaftskritik erklären. Zum anderen wird an der Forschung zur Subjektivierung von Arbeit und einer möglichen politischen Subjektivierung angesetzt – beides wurde zusammenhängend noch nicht untersucht. Im Gegensatz zur Arbeitssoziologie, die mittlerweile auf eine langjährige Forschungstradition und eine Vielzahl empirischer Befunde zur Subjektivierung von Arbeit zurückblicken kann, gibt es in der Politikwissenschaft keine vergleichbare Subjektivierungsforschung – untersucht werden die Einstellungen der Bürger*innen1 zu Demokratie und Politik (Einstellungsforschung) oder politische Beteiligungsmöglichkeiten (Partizipationsforschung). Arbeitsformen kommen nicht vor. Genauso wenig hat die Arbeitssoziologie den Versuch unternommen, Arbeitshandeln als mögliches politisches Handeln in den Blick zu nehmen. Die vorliegende Studie will diese Lücke schließen und erforscht in einem explorativen Vorhaben, ob Arbeitshandeln politisches Handeln ist: Ist Arbeit (Selbstherstellen) eine politikwissenschaftliche Kategorie? 

			

			
				
					1Die Studie hat sich um eine gendergerechte Sprache bemüht, was nicht immer einfach und möglich war, an einigen Stellen war eine Vereinheitlichung auch nicht sinnvoll. So wurde zum einen auf eine generelle Lesbarkeit geachtet. Auch ließ sich das Vereinheitlichen aufgrund des Zitierens von Begriffen wie Bürger oder Arbeitskraftunternehmer nicht realisieren. Zum anderen beziehen sich Begriffe wie Bürger oder Handwerker (so etwa bei Aristoteles) oft ausschließlich auf den männlichen Besitzbürger. Darum wurde an solchen Stellen von einer Vereinheitlichung abgesehen. 

				

			

		


		
			1.Einleitung

 

			„Ich möchte, dass jeder, der einen fairen Schuh, ein faires iPhone, ein faires Auto haben will, [...] den Mut hat, die Dinge selber zu produzieren. Und ich [...] versuche Wege zu finden, wie man es schaffen kann, dass die Welt insgesamt irgendwie besser wird.“

			Mit diesen Worten beschreibt ein Akteur1, der sich Ethical-Economist*2 nennt, seine arbeitsinhaltlichen Ziele. Boris Olwasko*, in Berlin lebend, stellt sogenannte Bürger-Beutel* selbst her. Und er  will die Art und Weise, wie wir arbeiten und leben, grundlegend verändern. Denn in einer Wirtschaft von morgen, sagt er, ginge es um eine „Wirschaft“ – Olwasko will die Macht von Großkonzernen eindämmen. Darum stellt er Dinge nach ethisch-ökologischen und fair-sozialen Kriterien selbst her. Deshalb entwirft er Bauanleitungen, die er online stellt, damit auch andere diese Dinge selbst herstellen können. Zum Schluss, so macht er deutlich, solle alles „dem Allgemeinwohl zu Gute“ kommen. 

			Olwasko ist einer unter vielen, die in der vorliegenden empirischen Studie untersucht werden. Und er repräsentiert einen bestimmten Typ Hersteller: Er stellt Designprodukte selbst her, ist aber kein studierter Designer – Boris Olwasko ist Autodidakt, der sich über Jahre ein breites Erfahrungswissen angeeignet hat, das er nun an andere weitergeben will. Auch andere Befragte der Studie gehen vergleichbare Wege. Obgleich sie unterschiedlich arbeiten, eint sie, dass sie Dinge selbst herstellen – und ein Teil von ihnen Gesellschaftskritik übt. 

			Wie ist dieses Handeln zu verstehen? Und was sagt es über heutige Arbeits- und Produktionsformen aus? Ist das Selbstherstellen3 womöglich eine politikwissenschaftliche Kategorie, weil Arbeitshandeln4 politisches Handeln ist?5 Schlägt man die Vielzahl der Literatur der letzten Jahre zu Begriffen wie „Selbermachen“, „Do it Yourself“6 oder zur Designtheorie7 nach, drängt sich dieser Verdacht auf. Hier wird das Selbermachen nahezu in Dauerschleife zur „klandestinen Widerstandsbewegung“ (Friebe/Ramge 2008: 16) erklärt. Das Handeln stünde für einen neuen „Imaginationsraum des Politischen“ (Baier et al. 2016a: 23), für „kreative[n] Protest“ (Gold 2011: 6) oder bilde eine „politische Stellungnahme in einem globalen Kontext“ ab (Eisele 2011b: 70)– die Liste solcher Beispiele ließe sich fortsetzen. Auf der einen Seite wird darüber ein breites Feld von Arbeitsformen umrandet, das von der Handarbeit8 über das Handwerk (Sennett 2009) bis hin zu neuen ökologischen9 oder kreislauffähigen Unternehmensformen reicht – wobei die entsprechenden Begriffe meist nicht hinreichend geklärt werden. Auf der anderen Seite wird der Kreis zügig geschlossen. Im Selbermachen, so der Tenor, vollziehe sich eine unumkehrbare Verselbstständigung des Politischen. Nicht die Leistung des Einzelnen zähle. Eine neue „Kunst des Zusammenmachens“ würde sich herausschälen, die von einem neuen „Geben und Nehmen“ zeuge und zur „Destabilisierung der neoliberalen Subjektivität“ führe (Baier et al. 2016b: 40) – kurzum: Das Selbermachen hat eine politische Dimension. Bei aller argumentativen Wildheit, die sich über die Jahre in der Literatur aufgetan hat, bleibt eines offen: Verstehen sich die Akteure selbst als politisch? Welches Arbeits- und Gesellschaftsverständnis liegt ihrem Handeln zu Grunde? Bis heute gibt es keine Studie, die das Arbeitshandeln an der Schnittstelle von Arbeitssoziologie und Politikwissenschaft als mögliches politisches Handeln untersucht hat.

			Die vorliegende Studie setzt an diesem Punkt an und fragt: Warum stellen Akteure nachhaltig10 ökologisch oder fair-sozial11 her? Haben sie ein „Selbstverständnis als politischer Akteur“ (Niedermayer 2005: 20; Massing 2012: 264)?12 Und was verstehen sie dann unter Politik oder dem Politischen? Die Studie nimmt dazu gezielt die Bereiche Mode- und Produktdesign in den Blick, wo Begriffe wie Participatory Design (Unteidig 2018), Design as Politics (Fry 2011) oder Adversarial Design (DiSalvo 2012) seit Jahren gesellschaftspolitisch aufgeladen sind13 – ohne dass die Handlungsstrategien empirisch auf politische Zielsetzungen untersucht wurden. Zum einen setzt die Studie damit am Diskurs um die Transformation der Arbeitsgesellschaft und der Forschung zur Subjektivierung von Arbeit an (vgl. Moldaschl/Voß 2003; Voß/Weiß 2005; Kleemann et al. 2019). Zum anderen wird die arbeitssoziologische Debatte mit Ansätzen aus Politikwissenschaft14, Design- und Nachhaltigkeitsforschung15 verknüpft. Genau an dieser Schnittstelle ist das Arbeitshandeln unerforscht. 

			Die Studie gliedert sich in zwei zentrale Felder: Erstens werden die Zielsetzungen der Akteure empirisch in einem qualitativen Verfahren untersucht – im Zentrum stehen die Produktionsprozesse als solche. Es geht um die individuellen Bedürfnisse und Strategien auf der Arbeitsebene, zugleich um mögliche kollektive Willensbildungen, die aus dem Arbeitshandeln resultieren: Sind die Akteure in Organisationen, Initiativen oder Netzwerke eingebunden? Organisieren sie sich politisch? Gründen sie eigene Initiativen? Wenn ja, mit welchen Zielen? Zweitens versteht sich die Studie als theoretische und historische Reflexion im Spannungsfeld von Arbeit und politischen Handlungsfeldern. Dass die Formen des Selbermachens als politisch verstanden werden, hat in hohem Maße mit der Aufwertung von Arbeit im historischen Verlauf zu tun. In allen vormodernen Gesellschaften – ausgenommen das Zeitalter Homers vor der Antike16 – ist Arbeit weder Ausdruck einer arbeitsinhaltlichen gesellschaftspolitischen Kategorie noch eine Form der Ökologiekritik: Arbeit steht für Mühsal und Plage. Wer frei ist, ist frei von Arbeit. Und vom politischen Bereich sind diejenigen ausgeschlossen, die körperlich hart arbeiten und eine Verbindung zur Natur erkennen lassen (vgl. Arendt 2013: 187ff.; Jochum 2016: 132)17 – Handwerker*innen, Versklavte  und Tagelöhner*innen.18 Erst im Mittelalter, als das Zunftwesen aufkommt und Arbeit schrittweise aufgewertet wird, tritt ein erster „sozial orientierter Experte“ hervor (Sennett 2009: 327). Aber auch hier zeugt Arbeit von keiner arbeitsinhaltlichen Ökologie- oder Sozialkritik. Das Politische ist der Kampf um die Arbeitsbedingungen. Zugleich entsteht ab Mitte des 19. Jahrhunderts mit Aufkommen der Reformbewegung Arts and Crafts und der ersten Handarbeitswelle (vgl. Gaugele 2011a: 12; Freiß 2011; Sylla 2016: 94) das, was man eine erste normative Subjektivierung im Arbeitskontext nennen könnte:19 Arbeit wird mit sozialen und ökologischen Perspektiven verknüpft.20 Das Arbeitshandeln wird zur normativen Kritikquelle. 

			Die zentrale Frage der Studie lautet damit: Für was stehen die Herstellungsformen heute? Hat das Selbstherstellen 170 Jahre nach der ersten Handarbeitswelle und dem Aufkommen von Arts and Crafts eine neue politische Dimension? Diese Frage stellt sich nicht nur darum, weil Akteure möglicherweise politische Zielsetzungen in Arbeitsprozessen verfolgen. Sie stellt sich, weil Arbeit und Produktion vor neuen zentralen Herausforderungen stehen: Die Textilindustrie schüttet jährlich in etwa Treibhausgasemissionen von insgesamt 1,2 Milliarden Tonnen CO2 aus (vgl. Ellen MacArthur Foundation 2017: 20). Allein im Zeitraum von 1970 bis 1992 hat die industrielle Produktion in den OECD-Ländern um rund 70 Prozent zugenommen, bis 2002 ist sie um weitere 28 Prozent gestiegen (vgl. Karathanassis 2015: 45). Was Hans Jonas (2020 [1979]) vor vier Jahrzehnten als „Prinzip Verantwortung“ in die Forschung eingeschrieben hat, einen ökologischen Imperativ als Subjektverantwortung, gewinnt gegenwärtig an Aktualität. Schon deshalb stellt sich die Frage, wie Arbeit und Produktion ökologieverträglich gestaltet werden. Daher ist auch eine historische Perspektive auf Arbeits- und Herstellungsformen unumgänglich, um entsprechende Veränderungen aufzuzeigen. Dass die „anthropogene Zerstörung des planetarischen Klimas“ verhindert werden müsse, wurde erstmals 1992 durch die Klimarahmenkonvention (UNFCCC) auf dem Erdgipfel in Rio de Janeiro formuliert (Laux 2018: 18) – mit bis heute mäßigem Erfolg. Haben Herstellungsformen womöglich darum eine politische Dimension, weil politische Erfolge ausbleiben? Wird in Produktionskontexten das umgesetzt (selber gemacht), was die Politik kaum oder zu wenig imstande ist zu leisten? 

			Im nächsten Schritt werden dazu die entsprechenden Methoden und Wissenschaftszugänge aufgezeigt, die für diese Studie von Relevanz sind. Dort wird auch das Problem dargelegt, warum Arbeitshandeln bislang als kein politisches Handeln untersucht worden ist. Im Anschluss daran werden die forschungsleitenden Fragen formuliert. 

			

			
				
					1In dieser Studie wird der Akteursbegriff aus zwei Gründen verwendet: Erstens wird sich auf die Politikwissenschaft bezogen – untersucht wird das „Selbstverständnis als politischer Akteur“ (Niedermayer 2005: 20). Zweitens lehnt sich der Akteursbegriff an die Nachhaltigkeitsforschung (vgl. Rogall 2003: 237ff., 2004: 65ff.; Tremmel 2003: 23) und die Akteur-Netzwerk-Theorie von Bruno Latour an (vgl. Latour 2005, 2007). So können nach Latour auch Dinge, und das meint in dieser Studie Produkte, zu potenziellen Trägern gesellschaftspolitischer Positionen werden. 

				

				
					2Das Symbol * kennzeichnet, dass Namen der Befragten und entsprechende Merkmale, die auf einen bestimmten Akteur schließen lassen, in dieser Studie anonymisiert worden sind. Die genauen Kriterien dazu werden im Methodenteil ab Kapitel 6 erläutert. 

				

				
					3Im Folgenden wird der Begriff Selbstherstellen für materielles Selbermachen verwendet. Die Gründe dafür werden im Kapitel 4.1.5 dargelegt. 

				

				
					4Was unter Arbeitshandeln zu verstehen ist, wird unter Punkt 4.1.1 herausgearbeitet. 

				

				
					5Der Begriff des politischen Handelns wird in dieser Studie nicht vorab definiert, sondern im Methodenteil in Anlehnung an das Datenmaterial entwickelt. Im Kapitel 4.1.1 wird auf das Konzept des politischen Handelns erstmals Bezug genommen. 

				

				
					6Vgl. Friebe/Ramge 2008; Gold 2011; Baier et al. 2016a, 2016b; Bauwens 2016; Lehmann et al. 2015; Sylla 2016; Klaus/Zobl 2019; Kreis 2020; Schiná 2021: 62ff.

				

				
					7Auf politische Perspektiven im Designkontext wird in den Kapiteln 3.3, 4.1.7 sowie 4.3.2f gesondert eingegangen. 

				

				
					8Vgl. Hornung et al. 2011; Eismann/Zobl 2011; Zobl 2011; Lehmann et al. 2015; Sylla 2016. 

				

				
					9Der Begriff Ökologie wird in dieser Studie als verantwortungsbewusstes Handeln verstanden, was nicht grundsätzlich gilt. Das Wort Ökologie setzt sich aus dem Griechischen „oikos” von „Haus” und „logos“ von „ein Platz um zu leben” zusammen (vgl. Metzler 1987: 51). Der Begriff beschreibt die „Wechselbeziehung zwischen pflanzlichen und tierischen Organismen“ sowie die zwischen „ihrer Umwelt und deren Geofaktoren“ (Braun 2002: 23). Zur Popularität verhalf dem Ökologiebegriff Ernst Haeckel (1843–1919), der ihn 1866 geprägt hat (vgl. Haeckel 1866: 286; siehe auch Bennauer 1994: 11; Braun 2002: 23; Radkau 2011: 74). 

				

				
					10Auf den Begriff der Nachhaltigkeit wird im Kapitel 4.1.8 gesondert eingegangen. 

				

				
					11Im weiteren Verlauf wird die Begriffszusammensetzung fair-sozial für Prozesse des sozialverantwortlichen Arbeitshandelns verwendet. Damit ist dasjenige Handeln gemeint, das über reines ökologisches Herstellen hinausgeht: Fair-soziale Prozesse können sich auf mögliche Kooperationen beziehen, die im Arbeitskontext zustande kommen (mit sozialen Einrichtungen, politischen Initiativen etc.). Zugleich können sie auf faire Vergütungen oder Lieferkettentransparenz sowie die Auswahl von Materialien abzielen, die nicht nur ökologieverträglich sind, sondern auf fairen Arbeitsbeziehungen basieren. 

				

				
					12Auf das bereits angesprochene Konzept des „Selbstverständnisses als politischer Akteur“ (Niedermayer 2005: 20) wird im Methodenteil im Kapitel 6.1.5 detailliert Bezug genommen. 

				

				
					13Wenn in der Designforschung Produktionsprozesse als politische beschrieben werden, sind damit nicht gleich Formen des Selbermachens oder Selbstherstellens gemeint. Gleichwohl handelt es sich in der Regel um nachhaltige Produktionen, die der industrieförmigen seriellen Fertigung entgegenstehen – und die Formen des Selbermachens mit einschließen. 

				

				
					14Vgl. Beck 1993; Meyer 1994; Nassehi 2003; Marchart 2010; Bedorf 2010; Mouffe 2011, 2015, 2016; Blühdorn 2013, 2018. 

				

				
					15Vgl. Rogall 2003, 2004, 2012; Hackenberg/Empter 2011; Gebauer/Ziegler 2013; Warsewa 2016; Becke/Warsewa 2017; Neckel 2018; Blühdorn 2020; Jochum/Barth 2020. 

				

				
					16Im Zeitalter Homers üben Handwerker*innen keine Ökologiekritik. Sie gelten als „Schöpfer der Zivilisation“ (Sennett 2009: 34ff.). Dieses Ansehen schwindet im antiken Griechenland drastisch (was für die Kunst nicht gilt). Dieser Sachverhalt wird im historischen Teil ab Kapitel 4.2.1 vertieft.  

				

				
					17Hannah Arendt führt das antike Verständnis im Wesentlichen auf Aristoteles zurück, wonach es ein Naturverständnis im Kontext des Herstellens noch nicht gibt. Vielmehr sei damit die „Entwertung der Welt und der Natur mit dem ihr inhärenten Anthropozentrismus“ verbunden gewesen (Arendt 2013: 187). Die Kapitel ab 4.3.1 werden darauf zurückkommen. 

				

				
					18Vgl. dazu Meier 1983: 41ff.; Brunkhorst 1994: 72ff.; Nippel 2000: 57ff.; vgl. Engler 2005: 27ff.; Meyer 2006: 72; Gorz 2010: 40ff.; Jochum 2018.

				

				
					19Die normative Subjektivierung geht auf Martin Baethge zurück, die sich auf Sinnkontexte und gestiegene Bedürfnisse im Arbeitskontext bezieht (vgl. Baethge 1991, 1994a, 1994b). In den nächsten Kapiteln wird darauf gesondert eingegangen. 

				

				
					20Diese Entwicklung war mit der Aufwertung von Arbeit verbunden, die in den Kapiteln 4.2.1b/c beschrieben wird. Dort wird auch dargelegt, dass es als bestritten gilt, dass sich die Kritik von Arts and Crafts vorrangig an „sozialen Missständen“ orientiert hat (Reckwitz 2014: 146). 

				

			

		


		
			2.Problemaufriss und Forschungsziel

 

			Dem Selbermachen lässt sich immer eine politische Perspektive abgewinnen. Das rührt schon daher, weil die handwerkliche Verrichtung der Massenfertigung entgegengestellt werden kann und damit etwas Gesellschaftspolitisches hat – da die Arbeitsformen für Ressourcenschonung und neue Arbeitsverantwortung stehen. Die Argumente dazu werden seit Jahren in Stellung gebracht: Richard Sennett spricht von neuem nachhaltigen „Umwelthandwerk“ und fordert eine „Veränderung unserer bisherigen Nutzung der Ressourcen“ (Sennett 2009: 24). Niko Paech appelliert für „kreative Subsistenz“ und macht eine nachhaltige Arbeitsgesellschaft geltend (Paech 2014: 120ff.) – Christine Ax wiederum tritt für heutige „Könnerschaft“ ein und spricht sich für eine humanere Version von Arbeit durch das Handwerk aus (Ax 2009: 25ff.). Wo sich solche Stimmen mehren, sind die Gegenperspektiven meist nicht weit, und sie werden vorrangig von der Arbeitssoziologie vorgetragen. Hier wird das Selbermachen zum Abbild einer neuen Leistungskultur erklärt. Man könnte dazu Dennis Eversbergs Begriff der „Dividualisierung“ (2014) anführen, der vor Jahren mit Nachdruck beschrieben hat, wie Arbeitslose im Zuge der Hartz-IV-Reformen zur Selbstaktivierung am Arbeitsmarkt gedrängt werden – und damit selber machen. Genauso ließe sich Frieder Wolfs Begriff des „Selbertun[s]“ (2001) anbringen, womit Wolf das Spannungsfeld von idealisierter Selbstbestimmung und moderner Selbstausbeutung beschreibt und alte, auf rigiden Mustern der Kontrolle basierenden Ausbeutungsmuster zur Vergangenheit erklärt. Auch Formen des „arbeitenden Kunden“ (Voß/Rieder 2005) oder eines „arbeitenden Nutzers“ (Voß 2020) ließen sich hinzufügen, weil sie nichts anderes als neuzeitliche Formen des Selbermachens sind – im Falle des „arbeitenden Kunden“ werden Konsument*innen zu unbezahlten Mitarbeiter*innen und ersetzen einst bezahlte Arbeitsplätze. Der „arbeitende Nutzer“ arbeitet hingegen (bewusst wie unbewusst) großen Tech-Konzernen bei der Gewinnung, Verarbeitung und Lieferung von Daten zu – in der Folge bauen Konzerne ihre Vormachtstellungen aus.1 Das heißt, mit dem Selbermachen eröffnet sich ein vielschichtiges Feld. Der Begriff steht nicht nur für neue Möglichkeitsräume. Er bildet heutige Machtkonzentrationen ab: Das Selbermachen ist Abbild einer Gesellschaft, die sich zunehmend selbst aktiviert.

			Das Wissenschaftsproblem, das an dieser Stelle ausgemacht werden kann, und das zur Forschungsfrage überleitet, ist, dass der Begriff in der öffentlichen Wahrnehmung und in weiten Teilen der Wissenschaft meist nur für die eine Tendenz steht: Das Selbermachen ist Ausdruck von nachhaltiger Produktion und schlankem Konsum. Der Begriff ist nicht nur hochgradig politisch aufgeladen. Er wird in hohem Maße unwissenschaftlich verwendet. Das Problem ist auch nicht nur ein empirisches, weil entsprechende Studien fehlen (siehe dazu der Forschungsstand ab Kapitel 3). Es ist ein historisches und zeitgenössisches Problem, da der Begriff suggeriert, dass er für eine demokratietheoretische Tradition der Produktion stehe. Schon ein Blick in die Geschichtsbücher lehrt jedoch, dass das Selbermachen im historischen Verlauf alles andere als Ausdruck von Selbstbestimmung war und ist: So breitete sich zunächst in der hellinistischen Zeit (338 – 30 v. Chr.) die von Griechenland ausgehende Form des Ergasterions aus (vgl. Müller 1997: 21). Handwerksbetriebe mit bis zu hundert Sklaven und Lohnarbeiter*innen waren an der Mittelmeerküste zwangsbeschäftigt (vgl. ebd.). Und selbst heute arbeiten und leben über den Globus verteilt rund 50 Millionen Menschen unter Zwang, Herrschaft und Fremdkontrolle – und viele von ihnen müssen selbst herstellen.2 Der Begriff Selbermachen ist nicht nur westlich geprägt. Er ist demokratietheoretisch eingefärbt. 

			Ziel einer arbeitssoziologischen Studie muss es darum sein, eine derartige idiosynkratische Verengung im Vorfeld zu vermeiden. Das gilt nicht nur bezogen auf eine politische Perspektive, die in dieser Studie untersucht wird. Das gilt grundsätzlich, wenn man Arbeitsprozesse erforschen will. Das Problem dieser Begriffsverengung zeigt sich auch nicht nur im kulturhistorischen Diskurs, der das Selbermachen seit Jahren zur politischen Praxis erklärt. Es offenbart sich in der arbeitssoziologischen und politikwissenschaftlichen Forschung, hier allerdings in beinah umgekehrter Weise: Das Arbeitshandeln wird erst gar nicht unter politischen Gesichtspunkten untersucht. Zwar diskutiert die Arbeitssoziologie seit Mitte der 1980er Jahre einen erweiterten Arbeitsbegriff (vgl. Senghaas-Knobloch 2005; Peter/Peter 2008: 124ff.; Voß 2018: 15ff.), der Arbeit auf keine Lohnarbeit verengt – darunter fallen Formen der Eigenarbeit3, Gefühlsarbeit (vgl. Dunkel 1988; Brucks 1999), interaktiven Arbeit (vgl. Dunkel/Weihrich 2018), Care-Arbeit4 (vgl. Gottschlich/Katz 2018; Winker 2021; Gottschlich/Hackfort 2022) bis hin zur nachhaltigen Arbeit (vgl. Pongratz 2016; Neckel 2018; Henkel et al. 2021), und in Bezug auf die Nachhaltigkeitsdebatte nimmt die Soziologie mittlerweile sogar eine „erweiterte Subjektperspektive“ ein, womit soziale, ökologische und/oder politische Sinnansprüche in Arbeit geltend gemacht werden (vgl. Warsewa 2016: 47; Becke/Warsewa 2017: 25ff.). Allerdings werden die Arbeitsformen als kein mögliches politisches Handeln untersucht.5 Gleiches gilt für die Politikwissenschaft. Auch sie verweist – maßgeblich beeinflusst durch den Begriff der Subpolitik bei Beck (vgl. Beck 1986, 1993, 1994) – seit Jahren auf einen erweiterten Politikbegriff, der das Politische nicht nur auf Parteien oder die institutionelle Seite der Politik bezieht (vgl. Leggewie 1994; Meyer 2006: 158; Regier 2023: 25ff.). Als politisch gelten nunmehr Formen vom unkonventionellen Protest über alternative Lebenskonzepte bis hin zum politischen Konsum.6 Das Pendant zu letzterem aber, die politische Produktion, gibt es in der Forschung bis heute nicht.7 

			Die Gründe dafür sind vielschichtig. Sie werden in dieser Studie schrittweise dargelegt. Der Hauptgrund ist allerdings der, dass sowohl in der Arbeitssoziologie als auch Politikwissenschaft eine breite Skepsis vorherrscht, Prozesse der Verökonomisierung unter gesellschaftspolitische Vorzeichen zu stellen. Diese Bedenken kann man angesichts eines entgrenzten Kapitalismus teilen, der Flexibilität, Kreativität und Selbstbestimmung zu neuen Leitlinien erklärt (vgl. Boltanski/Chiapello 2003). Zum einen setzt diese Perspektive aber an einem Wirtschaftsverständnis an, das zwischen Wachstum und Postwachstum nicht ausreichend differenziert – vielmehr wird der Markt zur universellen Größe erklärt, dem das Subjekt restlos ausgeliefert scheint. Zum anderen werden mögliche politische Perspektiven darüber im Vorfeld ausgeblendet. Diese aber zu untersuchen, ist Aufgabe von Arbeitssoziologie und Politikwissenschaft. Und insgesamt lassen sich dazu drei zentrale Wissenschaftseinflüsse anführen, die darlegen, warum Arbeitshandeln bislang als kein politisches Handeln untersucht worden ist, an die in der Folge aber angeschlossen werden kann: Erstens macht sich in der Arbeitssoziologie bis heute ein breiter Marx-Einfluss bemerkbar, der Produktivität mit Verökonomisierung gleichsetzt – und das Politische davon unterscheidet.8 Diese Perspektive findet sich bei Adorno über Horkheimer bis zu Arendt und Habermas (siehe zur Diskussion Habermas 1987: 208). Zugleich werden in der jüngeren Diskussion Naturverhältnisse in Bezug auf Marx neu thematisiert (vgl. Barth et al. 2016b; Pongratz 2016) – darin könnte man durchaus eine politische Perspektive ausmachen, weil Ökologiefragen eine politische Dimension haben. Es werden aber vorrangig die Risiken durch die Vernutzung der Ressource Arbeitskraft problematisiert – aus dem Blick geraten mögliche gesellschaftspolitische Perspektiven des Arbeitshandelns. Zweitens, auch das bezieht sich auf die Arbeitssoziologie, ist der Einfluss von Foucault auf die Subjektivierungsforschung unverkennbar. Im Gegensatz zur Politikwissenschaft, die in Bezug auf Foucault ein politisches Kritikvermögen durch die mögliche (Selbst)-Befreiung des Subjekts von gesellschaftlichen Machtstrukturen bestimmt (vgl. Marchart/Martinsen 2019: 1ff.; Sarasin 2019: 9ff.)9, bleibt die Stellung des Subjekts in der Arbeitssoziologie vorrangig eine Bestimmung durch Gesellschaft: Im Vordergrund steht keine (Selbst)-Befreiung des Subjekts von gesellschaftlicher Macht. Ins Zentrum rückt die ideologische Subjektivierung als Übermacht der Arbeit.10 Drittens, und das bezieht sich auf die politische Philosophie/Soziologie und die Politikwissenschaft, haben sich Teile der Forschung bis heute nicht von der Aristotelischen Teilung von Poiesis (Herstellen) und Praxis (Tätigsein), von Herstellen und Handeln, erholt. Aristoteles (2018 [1837]), und weiterführend dazu Hannah Arendt (2013 [1958]) und Jürgen Habermas (2017 [1969]: 9ff.), haben Produktionsformen strikt von politischem Handeln getrennt – bei Aristoteles und Arendt verläuft diese Trennung zwischen Poiesis (Herstellen) und Praxis (Handeln), bei Habermas zwischen Arbeit und Interaktion.11 In dieser Perspektive ist politisches Handeln Ausdruck intersubjektiver Beziehungen, die frei von Zweckbestimmungen sind: Herstellen ist kein Handeln, die Selbstproduktion nichts Politisches.12 Das Politische ist das Handeln frei von Zwecken – frei von Herstellen.

			Die Frage drängt sich förmlich auf, ob diese Perspektive angesichts neuer klimatischer Herausforderungen und notorischer Dauerkrisen heute noch Bestand hat: Ist der Zweck, Telos, in der Tradition Arendts „Zweckprogressus ad infinitum“ (Arendt 2013: 183) und bei Habermas erfolgsorientiertes Handeln (Habermas 1987 [1981]: 131ff.), noch auf Nutzenmaximierung oder Fremdbestimmung reduzierbar? Oder steht er – nichts anderes behaupten weite Teile der Designforschung – für ein neues Problembewusstsein und heutige gesellschaftliche Lösungskompetenz? Selbst Ansätze der politischen Philosophie und Politikwissenschaft, nicht zuletzt die des Pragmatismus, sehen in Zweck-Mittel-Relationen ein politisches Vermögen:13 Hat das, was Arendt und Habermas ausgeschlagen haben, eine politische Perspektive auf zweckbezogene Produktionsverhältnisse, eine neue politische Dimension? Die vorliegende Studie nimmt sich dieser Frage an. Und sie hat nicht nur explorativen Charakter, weil entsprechende Studien fehlen. Sie ist als interdisziplinäres Forschungsprojekt zu verstehen, da sie die Forschungsbereiche aus Arbeitssoziologie und Politikwissenschaft mit der Nachhaltigkeits- und Designforschung zusammenführt. 

			Damit verfolgt die Studie zwei Ziele: Sie untersucht erstens die Arbeitsformen empirisch. Sie skizziert zweitens die Entwicklung von Herstellungskontexten im historischen Verlauf. Zum einen steht damit der Wandel der Arbeitswelt um Leitbegriffe wie Kreativität, neue Nachhaltigkeit, die Atypisierung und Projektförmigkeit von Arbeit unter den Bedingungen der Flexibilisierung14 im Zentrum. Zum anderen wird an die Debatte um die Transformation der „politischen Gesellschaft“ (Greven 2000) um Begriffe wie „Subpolitik“ (1986, 1993), „Mikropolitik“ (Krause/Rölli 2010) oder die „Politisierung von Lebensstilen“ (Baringhorst 2015: 18) angeknüpft – was Gesellschaft in hohem Maße verändert. Die Zunahme von Kontingenz (vgl. Joas 1996; Greven 2000, 2009; Thaa 2011), von Unbestimmtheit, spielt dabei genauso eine Rolle wie der gestiegene Anspruch an Selbstbestimmung und Selbstorganisation. Und die Frage ist, wie sich dieser Wandel in Arbeitsprozessen vollzieht. 

			2.1Forschungsleitende Fragestellung

			Die Forschungsfrage dieser Studie lautet: 

			Mit welchen Zielen stellen Akteure Produkte selbst her?

			Weiterführend geht es damit um folgende Fragen: 

			Handeln Arbeitssubjekte mit gesellschaftspolitischen Zielen, wenn sie Produkte nach ökologischen und/oder fair-sozialen Kriterien selbst herstellen? Welches Selbstverständnis liegt ihrem Arbeitshandeln zu Grunde? Verstehen die Akteure sich und ihr Handeln als politisch? Wenn ja, was verstehen sie dann unter Politik/dem Politischen und wie drücken sich die Zielsetzungen in den Arbeitsprozessen, der Produktgestaltung und Umsetzung aus? 

			Untersucht werden folglich keine politischen Einstellungen als Ausdruck individueller Orientierungen und als Reaktion auf politische Situationen und Objekte (vgl. Gabriel et al. 2020: 30ff.; Gabriel 2020: 230ff.). Auch geht es um keine policy-Orientierungen, die sich nur auf einzelne Politikfelder beziehen (vgl. Trüdinger 2020). Gefragt wird, ob es sich um politische Akteure handelt. Dazu wird auf das Konzept des „Selbstverständnis als politischer Akteur“ (Niedermayer 2005: 20; Massing 2012: 264) zurückgegriffen, das jedoch modifiziert wird. Inhaltlich bewegt sich die Studie dazu anhand zweier Pole: Zum einen wird an der Beobachtung angesetzt, dass Arbeit in der Gesellschaft an Bedeutung gewonnen hat und für neue Sinnkontexte steht (vgl. Baethge 1991; Koppetsch 2006) – und die Frage ist, ob Sinnbezüge politisch sind. Zum anderen steht die Entwicklung im Mittelpunkt, dass das Interesse an Politik und Gesellschaft über die Jahre konstant hoch ist15, das Ansehen von Parteien jedoch schwindet und sich politische Ausdrucksmöglichkeiten pluralisieren – verbunden mit der Frage, ob das Arbeitshandeln Ausdruck dieser Pluralisierung ist. 

			2.2Ausgangsthesen, Forschungsrahmen, Wissenschaftszugänge

			Von welchen Ausgangsthesen16 ist in dieser Studie auszugehen? Welche Wissenschaftszugänge sind wichtig? Zunächst lassen sich in historischer Perspektive drei zentrale Thesen formulieren, die sich auf den Zusammenhang von Arbeit und Politik beziehen – und die ab Kapitel 4.2 Gegenstand sein werden: Erstens sind die Formen des Selbermachens und Selbstherstellens historisch weder neu noch sind sie nur auf atypisierte Arbeitsfelder oder politische Praxen reduzierbar. Prozesse des Selbermachens und Selbstherstellens finden sich in nahezu sämtlichen historischen Kontexten. Darum ist das Selbermachen zunächst auch nur als soziales Handeln zu verstehen, das Selbstherstellen ist die materialisierte Produktionsform des Selbermachens (vgl. Kapitel 4.1.5). Zweitens haben sich gesellschaftspolitische Perspektiven im Kontext des Selbstherstellens erst entwickelt, als Arbeit aufgewertet und ökonomisiert wird – das Handwerk gerät ökonomisch unter Druck. Zugleich entsteht ein gesellschaftspolitisches Bewusstsein im Arbeitskontext, das sich gegen die Verökonomisierung richtet. Drittens gehen aus der Selbstorganisation der Bürger*innen ab dem 18. Jahrhundert sozialstaatliche Organisationen und Institutionen hervor (Parteien, Gewerkschaften etc.), ehe sie heute, das wird im historischen Teil ab 4.3.2 zu zeigen sein, durch den Anspruch an Selbstbestimmung in Frage gestellt werden. 

			Für diese Studie heißt das, dass im historischen Teil der Bedeutungswandel von Arbeit und Politik skizziert wird (ab Kapitel 4.2). Die Verzahnung von Arbeit und Politik steht dabei genauso im Zentrum wie die Ökonomisierung von Arbeit. Im empirischen Teil wird anknüpfend daran gefragt (und untersucht), wie sich die Arbeitsformen des Selbstherstellens gestalten, und ob die Akteure mit politischen Zielen handeln. Dazu wird auf empirischer Ebene auf Methoden der Grounded Theory zurückgegriffen. Auf theoretischer Ebene schließt die Studie gleich an ein ganzes Bündel von Ansätzen an, die ab Kapitel 4 diskutiert werden. Wie bereits angeführt, bildet Hannah Arendts Triade von Arbeit, Herstellen und Handeln den Ausgangspunkt. Arendt hat in „Vita activa“ (2013 [1958]) nicht nur die Veränderungen der Arbeitswelt herausgearbeitet, die sich auf heutige Verhältnisse beziehen lassen. Sie hat Arbeit und Herstellen in Beziehung zum politischen Handeln gesetzt, alle drei Bereiche jedoch voneinander getrennt – und die Frage ist damit, wie sich Arbeits- und Politikformen heute auf der Handlungsebene vollziehen. Dazu reicht allerdings Arendts Triade nicht aus, weder theoretisch noch empirisch. Arendt hat zwar einen ontologisch normativen Politikbegriff entworfen, der sich als „begründete Handlungstheorie“ (Greven 1993: 89) verstehen lässt – und sie hat damit die konstitutiven gesamtgesellschaftlichen Bedingungen für das Handeln herausgearbeitet, das sie aus dem metaphysischen politischen Denken der Platonisch-Aristotelischen Lehre herleitet. Das Handeln hat allerdings mehr eine übergeordnete Dimension. Es steht für einen Möglichkeitsraum, über den die Subjekte in Beziehung zueinander treten und politisch werden (können). Das Handeln ist bei Arendt aber weder empirisch begründbar noch an klaren Kategorien messbar. Hannah Arendt hat sich sogar vehement gegen empirische Evidenzen im Kontext des Handelns ausgesprochen.17 Darum braucht es weitere Ansätze. 

			Ausgehend vom kulturhistorischen Diskurs des Selbermachens, der die Produktionsformen vielfach zum politischen Handeln oder zur politischen Beteiligung18 erklärt, lassen sich drei zentrale Wissenschaftszugänge anführen, in deren Spannungsfeld der Zusammenhang von Herstellungskontexten und politischen Prozessen untersucht werden kann: Erstens geht es um einen mikrosoziologischen Zugang, der die Zielsetzungen auf Akteursebene empirisch in den Blick nimmt. Gemeint ist, wie dargelegt, ein methodisch-qualitativer Ansatz, der sich an die Grounded Theory19 anlehnt und der eine offene Forschungsperspektive zulässt (vgl. Glaser/Strauss 2010 [1967]; Kleemann et al. 2009; Kelle/Kluge 2010). Zugleich ist aber die Reflexion von Subjektivierungsprozessen auf theoretischer Ebene von Relevanz. Dazu wird einerseits an die These der normativen Subjektivierung von Arbeit bei Baethge angeknüpft (Baethge 1991, 1994a, 1994b), die eine Zunahme von Sinnkontexten in Arbeitsprozessen prognostiziert. Andererseits wird auf die aktive Subjektivierung Bezug genommen, die in der Arbeitssoziologie mehrheitlich für die Zunahme von Erfordernissen in der Arbeitswelt steht20 – und die Frage ist, ob Aktivierung heute auch im politischen Sinne zu verstehen ist: Aktivieren sich Subjekte gesellschaftspolitisch über ihr Arbeitshandeln? Für den theoretischen Teil bedeutet das, den arbeitssoziologischen Diskurs um den „Arbeitskraftunternehmer“ (Voß/Pongratz 1998; Pongratz/Voß 2004)21, das „unternehmerische Selbst“ (Bröckling 2007)22 und den „neuen Geist des Kapitalismus“ (Boltanski/Chiapello 2003)23 zum Ausgangspunkt zu nehmen, Subjektivierung aber auf keine Marktsubjektivierung zu reduzieren. Vielmehr gilt zu fragen, ob sich kreative Arbeit als politische Mobilisierung verstehen lässt; und das heißt auch, dass Arbeit im Vorfeld weder auf Lohnerwerbsarbeit reduziert werden kann noch lassen sich nur erwerbsfreie Arbeitsformen untersuchen – genau das ist ein Problem der Forschung. Auf der einen Seite wird kreative Arbeit heute unter Begriffen wie der „künstlerisch-kreative[n] Arbeit“ (Manske 2016a: 35ff.) als vorrangig erwerbsförmige Arbeit in den Blick genommen – damit werden Arbeitsformen ökonomisch verengt, diese Verengung wird im nächsten Schritt wiederum kritisiert. Auf der anderen Seite werden die Arbeitsformen des Selbermachens aus der Ökonomisierungszone entfernt – und darüber politisiert, weil sie als erwerbsfreie Arbeiten gelten. Wichtig ist darum ein neutraler Zugang, und das heißt, dass zunächst nur die Eigeninitiative und das Selbstherstellen konstitutiv für das Handeln sind, verbunden mit der Frage, ob sich darin politische Zielsetzungen zeigen. 

			Zweitens knüpft die Studie an die Politikwissenschaft an. Ziel ist es hier, die normative und aktive Subjektivierung der Arbeitssoziologie auf politische Aspekte hin zu untersuchen. Wie unter Punkt 2 dargelegt, ist Arbeitshandeln in der Politikwissenschaft bislang keine politische Kategorie.24 Zum einen heißt das empirisch nach den Zielsetzungen der Akteure zu fragen – es geht um das bereits angesprochene mögliche „Selbstverständnis als politischer Akteur“ (Niedermayer 2005: 20). Zum anderen ist auf theoretischer Ebene von Interesse, inwiefern Kreativität politische Initiativität bedeutet – und damit für mögliche Formen der Subpolitik steht (vgl. Kapitel 4.3.2b).

			Drittens wird die arbeitssoziologische und politikwissenschaftliche Perspektive mit dem Nachhaltigkeitsdiskurs verknüpft, was einleitend bereits angeführt wurde und schon darum unvermeidbar ist, weil ökologische und fair-soziale Produktionsprozesse untersucht werden – damit steht die Design-25, Nachhaltigkeits- und Social-Entrepreneurship-Forschung26 im Zentrum. Begriffe wie „Social Design“ (vgl. König 2014; Banz 2016; Rölli 2016), „nachhaltiges Design“27, „Public Interest Design“ (Braun 2018; Recklies 2018; Achatz 2021) oder „nachhaltiges Unternehmertum“28 sind hier von zentraler Bedeutung. Die Ansätze ergänzen Arendts Dreiteilung in Arbeit, Herstellen und Handeln; sie nehmen einen erweiterten Blick auf Produktionsverhältnisse ein, wenngleich sie unterschiedliches hervorheben: Während der kulturhistorische Diskurs das Selbermachen mehrheitlich zur marktfernen Zone erklärt, steht in der Design- und Entrepreneurship-Forschung das Unternehmerische für neue Formen von Politik. 

			Zusammengefasst heißt das, dass die hier vorgestellten Zugänge ganz unterschiedliche Schlaglichter auf die Formen des Selbermachens/Selbstherstellens werfen. Sie lassen sich insgesamt jedoch als Subjektivierungsprozesse im Spannungsfeld von Arbeit und Politik verstehen – und als solche untersuchen. Im nächsten Schritt wird dazu dargelegt, was unter Subjektivierung zu verstehen ist und welcher Zugang sich anbietet – und wie der arbeitssoziologische Diskurs mit der politikwissenschaftlichen Forschung verbunden werden kann.29

			2.3Subjektivierung als Forschungszugang

			Subjektivierung meint, und diese Sichtweise ist zunächst grob vereinfacht, ein Spannungsfeld von Bedürfnissen und Notwendigkeiten. Die Soziologie untersucht dazu die Ansprüche der Subjekte und die Mechanismen des Marktes, der sich diese Ansprüche zunutze macht. Die Politikwissenschaft versteht unter Subjektivierung30 Prozesse, worüber sich Subjekte politisch einbringen, sprich politisch subjektivieren, aber auch eine Verflachung des Politischen, wonach durch eine Entgrenzung des Politischen alles politisch werde – dafür wurden Begriffe wie die Subpolitik (Beck 1993), Life-Politics (1991) oder Postdemokratie (Crouch 2015 [2008]) geprägt. Die Studie nimmt dieses Spannungsfeld in den Blick und fragt: Handeln Subjekte, die Produkte selbst herstellen, mit politischen Zielen? Ist Arbeitshandeln eine Form der politics (politisches Handeln) im politikwissenschaftlichen Sinne? Im Zentrum stehen die Zielsetzungen und die Arbeitsprozesse als solche, zugleich geht es um die Veränderungen der modernen Arbeitswelt: Wie haben sich Herstellungsprozesse im historischen Verlauf gewandelt? In welchem Verhältnis standen Arbeitsproduktion und Arbeitspolitik, in welchem stehen sie heute? Wie greifen Arbeit und Politik auf der Subjektebene ineinander? Und das heißt: Wie subjektivieren sich Subjekte? Wie werden sie subjektiviert? 

			Untersucht wird damit die „erweiterte Subjektperspektive“31 aus der Arbeitssoziologie (vgl. Warsewa 2016: 47; Becke/Warsewa 2017: 25ff.), die in den letzten Jahren vermehrt in den Blick geraten ist. Subjektivierung reduziert sich hier auf keine Risiken oder Anforderungsstrukturen, denen die Arbeitssubjekte im Kapitalismus ausgesetzt sind. „Erweiterte Subjektperspektive“ meint, dass sich Subjektivierungsprozesse auf den gesellschaftlichen Nutzen durch soziale, ökologische und/oder politische Sinnansprüche in Arbeit beziehen (können). Allerdings ist die erweiterte Subjektperspektive bislang unter keinen politikwissenschaftlichen Aspekten untersucht worden. Darum wird in dieser Studie der Versuch unternommen, die existierenden Subjektivierungskategorien aus der Arbeitssoziologie mit einer politikwissenschaftlichen Perspektive zu verknüpfen. Das setzt zunächst die Klärung voraus, was unter Subjektivität und Subjektivierung zu verstehen ist, da Subjektivierung auf Subjektivität basiert, Subjektivität aber nicht unmittelbar Subjektivierung bedeuten muss. Unter Subjektivität soll in dieser Studie in Anlehnung an Uwe Schimank die „Eigenschaft von Personen“ verstanden werden. Subjektivität beschreibt „das Verhältnis einer Person zu sich selbst“ und zur „Umwelt“ (Schimank 1986: 75) – sie nimmt die „konstitutiven Leistungen des Einzelnen“ in den Blick, was Fähigkeiten und Fertigkeiten umfasst. Subjektivität bildet somit das Spannungsfeld aus möglicher „Selbstbestimmung“ und „Bestimmung durch Gesellschaft“ ab (Kleemann et al. 2003: 59).32 Subjektivierung ist dagegen der Prozess. Sie steht für den „praktische[n] Vollzug“ (Müller 2013: 61ff.; siehe auch Saar 2013: 17). Der Begriff zeigt an, dass etwas „auf ‚Subjekte‘, ‚Subjektives‘ bzw. ‚Subjekthaftes‘ Bezogenes zunimmt“ (Kleemann et al. 2003: 58) – das kann sich auf die Selbstbestimmung des Subjekts im Arbeitskontext beziehen. Das können gesellschaftliche Anforderungen, aber auch politische Zielsetzungen sein. Bei Subjektivierung geht es immer um das Wechselverhältnis zwischen Person und Gesellschaft.33 

			Das Problem ist, dass die Arbeitssoziologie bislang Subjektivierungskategorien entwickelt hat, die sich empirisch untersuchen lassen, die Politikwissenschaft nicht. In der Politikwissenschaft tauchen die Begriffe Subjektivität und Subjektivierung eher sporadisch auf, vor allem sind sie demokratietheoretisch fundiert. Damit fehlt bis heute ein mikrospezifischer Zugang für eine politikwissenschaftliche Betrachtung auf Arbeit (Subjektivierung von Arbeit). Darum werden im Folgenden die vier existierenden Subjektivierungsformen aus der Arbeitssoziologie (siehe dazu Kleemann et al. 2003: 91 sowie Voß/Weiß 2005: 140) in Beziehung zu einer möglichen politikwissenschaftlichen Perspektive gesetzt – herausgearbeitet wird eine „erweiterte Subjektperspektive“ an der Schnittstelle zur politikwissenschaftlichen Forschung. Zentrale Frage ist, ob sich soziale, ökologische oder politische Sinnansprüche (vgl. Becke/Warsewa 2017: 25ff.) in Produktionsprozessen als politisches Handeln erkennen lassen. 

			Wie sehen die vier existierenden Subjektivierungsformen aus der Arbeitssoziologie aus? Erstens lässt sich die sogenannte kompensatorische Subjektivität anführen, die auf das „praktische Arbeitshandeln von Personen als Folge zunehmend komplexer technischer bzw. organisatorischer Vorgaben“ abzielt (Kleemann et al. 2003: 89). Die kompensatorische Subjektivität verweist darauf, dass den Arbeitenden Anforderungen und Strukturen „relativ starr vorgegeben“ sind (ebd.).34 Diese Form kann für diese Studie im Grunde vernachlässigt werden, weil es um keine starren Vorgaben geht, die befolgt werden müssen.35 Anders sieht das bei der zweiten Form, der ideologisierten Subjektivität, aus. Hier steht die „Prägung der Person durch diskursiv bzw. kulturell vermittelte Sinnstrukturen von Arbeit und Beschäftigung“ im Zentrum (ebd.: 91). Diese Form ist insofern von Relevanz, weil gefragt werden kann, ob der Diskurs um Nachhaltigkeit oder kreative Arbeit Subjektivität erzeugt: Werden Ansprüche an kreative Arbeit oder politische Zielsetzungen diskursiv hervorgebracht? Und in welchem Wechselverhältnis stehen dann die „Selbstbestimmung“ des Subjekts und die „Bestimmung durch Gesellschaft“ (ebd.: 59)? Die dritte Form ist die strukturierende Subjektivität, die auf Prozesse der Selbststrukturierung abzielt. Hier geht es darum, „selbst Strukturen zu schaffen“ – zentral für das Handeln ist die „praktische Organisation der Arbeitstätigkeit“ (ebd.: 89). Auch diese Form kann von Relevanz sein, weil sie auf die Sicherung eines „effizienten Ablaufs der Arbeit“ abzielt (ebd.: 33). Hier lässt sich fragen, ob und wie sich die Subjekte strukturieren, um ihre Ziele zu verwirklichen. Bei keiner der hier genannten Formen spielt allerdings eine arbeitsinhaltliche normative Perspektive eine Rolle, also eine erweiterte Subjektperspektive, um die es in dieser Studie geht. Diese Form der Subjektivität zeigt sich erst bei der vierten, der reklamierenden Subjektivität, und sie ist die Form, die sich mit einer politikwissenschaftlichen Perspektive verbinden lässt:36 Die reklamierende Subjektivität stellt „sinnhafte Prozesse der (individuellen und kollektiven) Deutung“ in „Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen Sinn-Strukturen“ voran (ebd.: 90). Reklamierend bedeutet, dass sich normative Sinn-Strukturen im Arbeitskontext verkörpern. Damit geht es um die normative Subjektivierung nach Baethge (1991), um Ziele, die sinnhaft sind und eingefordert werden – Kleemann et al. beschreiben die reklamierende Subjektivität auch als „an die Gesellschaft und ihre Institutionen gerichtete Formulierung alternativer Orientierungen und Aspirationen“, die die „Forderung nach deren Berücksichtigung“ nach sich ziehen kann (ebd.). In dieser Studie kann dazu gefragt werden, ob sich der Sinn der Arbeit mit politischen Zielen verbindet: Reklamieren die Subjekte politische Ziele in Arbeitsprozessen? Stellen sie politische Forderungen? Ist die normative Subjektivierung nach Baethge (1991) politisch?37 

			Zusammengefasst heißt das, dass im Folgenden auf der Subjektebene nach einem „Selbstverständnis als politischer Akteur“ gefragt wird (Niedermayer 2005: 20; siehe auch Massing 2012: 264). Eine solche Perspektive ist bislang unerforscht. Wie bereits dargelegt, verfolgt die Studie jedoch nicht nur das Ziel, die Arbeitsformen empirisch zu untersuchen. Es geht auch um eine historische Betrachtung auf die Subjektivierung von Arbeit und Politik. Hier stellt sich die Frage, wie sich Herstellungs- und Subjektivierungsformen im Zeitverlauf gewandelt haben: Seit wann können sich Arbeitssubjekte über Herstellungskontexte politisch ‚subjektivieren‘? Wie werden sie zugleich gesellschaftlich ‚subjektiviert‘? Welchen Anforderungen waren und sind sie heute ausgesetzt? Dazu lassen sich vier historische Phasen bestimmen, die ab Kapitel 4.2 Gegenstand sein werden, und woran die empirische Studie anschließt.38 In der ersten Phase, die in der Antike einsetzt39, ist Arbeit gesellschaftlich geringgeschätzt. Arbeitshandeln und politische Subjektivierung schließen sich aus. Wer frei ist, ist frei von Arbeit. In der zweiten Phase, die nach dem Niedergang der Polis-Staaten ab dem 6. Jahrhundert n. Chr. ihren Anfang findet, wird Arbeit schrittweise aufgewertet: Das Zunftwesen kommt auf. Handwerker*innen können sich im Rahmen der Zunft politisch subjektivieren – allerdings ist die Mitgliedschaft in der Zunft die „Voraussetzung für die vollberechtigte Teilhabe an der stadtbürgerlichen Gemeinschaft“ (Schulz 2010: 66). In der dritten Phase, die sich ab dem 18. Jahrhundert vollzieht, schließen sich Arbeiter*innen in den Betrieben zusammen: Die soziale Frage wird politisiert. Zwar zeugen die Herstellungsformen von keiner arbeitsinhaltlichen Ökologie- oder Sozialkritik. Arbeit wird dennoch politisch – in den Vordergrund rückt der Kampf um die Arbeitsbedingungen. Zugleich zeigen sich bereits hier erste Anzeichen einer normativen politischen Subjektivierung im Arbeitskontext: Ab Mitte des 19. Jahrhunderts kommen die Reformbewegung Arts and Crafts und die erste Handarbeitswelle auf, die Forderungen nach verbesserten Arbeitsbedingungen an die Gesellschaft adressieren.40 Darauf folgt die vierte Phase, die ab den 1970er Jahren „Alternativbetriebe“ (Bierhoff/Wienold 2010: 230) sowie antikapitalistische „Produktions- und Dienstleistungskollektive“ hervorbringt (Brand et al. 1983: 167). Im Designkontext macht sich zudem eine „starke Orientierung hin zu politischen Auswirkungen der Produktentwicklung“ bemerkbar (Möller 1989: 33); seit den 1980er Jahren entstehen überdies neue Unternehmensformen, denen ein gesellschaftspolitischer Anspruch nachgesagt wird (vgl. dazu Weiß et al. 2012: 19 oder Clausen 2004) – und die Frage ist, für was die Herstellungsformen heute stehen: Ist das Selbstherstellen eine neue Form der Ökologie- oder Sozialkritik? Ist Arbeitshandeln eine politikwissenschaftliche Kategorie? Die Studie verbindet damit nicht nur eine arbeitssoziologische mit einer politikwissenschaftlichen Perspektive. Sie erweitert die von Reckwitz begründeten „modernen Subjektkulturen“, die für die Verökonomisierung des Subjekts stehen (vgl. Reckwitz 2010: 15ff., 2014: 165ff.)41 – und sie knüpft an die Sozial- und Künstlerkritik bei Boltanski/Chiapello (2003)42 an, die seit den 1970er Jahren eine Verschiebung (oder Verdrängung) von der einstigen Sozial- hin zur Künstlerkritik43 prognostizieren: Zum einen haben Boltanski/Chiapello darüber einen Wandel der Arbeitswelt beschrieben, wodurch Prinzipien wie Flexibilität oder Selbstbestimmung in den Vordergrund getreten sind. Zum anderen haben sie den Niedergang des Politischen skizziert (gemessen an kollektiven Willensbildungsprozessen und am Stellenwert von Parteien/Gewerkschaften). Arbeit wird zur dominierenden Gesellschaftsform. Und Subjektivierung bedeutet in diesem Zusammenhang Marktdurchdringung, zu der es kaum Alternativen zu geben scheint. Die Arbeitssoziologie schließt an diese Sichtweise seit Jahren an. In Bezug auf die „erweiterte Subjektperspektive“ (Warsewa  2016; Becke/Warsewa 2017) lässt sich jedoch fragen: Für was kann Subjektivierung sonst noch stehen? Bedeutet sie womöglich (auch) eine politische Mobilisierung über Arbeitshandeln? Wie verzahnt sind die Arbeits- und politische Gesellschaft im Zuge einer wechselseitigen Dynamisierung?  

			2.4Aufbau der Arbeit 

			Die Studie ist folgendermaßen aufgebaut und gegliedert: Im folgenden Kapitel wird der Forschungsstand zu den einzelnen Schwerpunktthemen wiedergegeben. Im anschließenden Abschnitt („Theoretischer Rahmen“) werden Zugänge aufgezeigt, die für diese Studie von Relevanz sind: Zum einen geht es um theoretische Zugänge (Kapitel 4.1.1 bis 4.1.4), zum anderen um Begriffsbestimmungen (Kapitel 4.1.5 bis 4.1.8), die vorzunehmen sind (Klärung der Begriffe Selbermachen, Herstellen, Selbstherstellen sowie eines Politik-, Design- und Nachhaltigkeitsbegriffs). Im Anschluss daran folgen die thematischen Schwerpunktsetzungen: Zunächst geht es ab Kapitel 4.2 um den historischen Wandel von Arbeit, ab Kapitel 4.3 um den des Politischen. In Kapitel 5 wird ein Zwischenstand aufgezeigt: Was konnte bezogen auf eine historische Perspektive im Zusammenhang von Arbeit, Produktion und möglichen Politikformen gezeigt werden? Seit wann kommt dem Selbstherstellen eine politische Perspektive zu? Wie greifen Arbeitsfelder und Politikformen ineinander? Und was bedeutet das wiederum für eine mögliche politische Perspektive auf Arbeit? Im anschließenden Kapitel 6 folgt die empirische Studie, ehe ab Kapitel 7 die zentralen empirischen Ergebnisse zusammengefasst und ab Kapitel 8 wissenschaftstheoretisch diskutiert werden: Welche Bedeutung haben die Ergebnisse für Wissenschaft und Forschung? Was sagen sie über das Spannungsfeld von Arbeit und Politik aus? Ist das Selbstherstellen eine (neue) politische Kategorie? Ist Arbeitshandeln politisches Handeln oder Ausdruck von politischer Beteiligung? Und was bedeuten die Ergebnisse für den Begriff der Arbeit und den des Politischen? Welche gesellschaftspraktischen Konsequenzen sind zu ziehen?  

			

			
				
					1Siehe dazu auch Ramge/Mayer-Schönberger 2017; Ramge 2017; Scholz 2014; Staab 2019. 

				

				
					2Laut einer Studie der niederländischen Organisation SOMO müssen Fabrikarbeiter*innen in Ländern wie Myanmar (Burma) unter unmenschlichsten Bedingungen arbeiten und auch selbst herstellen. Vor allem Textilkonzerne wie H&M oder Takko nutzen das vom Militär kontrollierte Land als Billigwerkbank (vgl. Theuws et al. 2017; Klawitter 2017). Nach Angabe der Vereinten Nationen leben heute rund 50 Millionen Menschen unter Bedingungen der modernen Sklaverei – darunter 28 Millionen Zwangsarbeiter*innen und 22 Millionen Zwangsverheiratete (vgl. ILO 2022). 

				

				
					3Der Begriff der Eigenarbeit firmiert in der Soziologie als „Oberbegriff“ für all jene Tätigkeiten, die nicht vermarktet sind, „sondern selbst geleistet“ werden (Scherhorn 2000: 350f.; vgl. auch Offe/Heinze 1990: 47). 

				

				
					4Der Begriff Care zielt auf vielerlei Aktivitäten ab, so etwa auf die Sorge, Fürsorge, das Versorgen, Betreuen, Pflegen, Kümmern, Behüten oder Zuwenden (vgl. Gottschlich/Hackfort 2022: 307ff.). Care-Arbeit umfasst insgesamt ein Spannungsfeld von unbezahlter Hausarbeit bis zur bezahlten Sorge- und Pflegearbeit, schließt aber auch Aspekte der demokratietheoretischen Arbeit mit ein. 

				

				
					5Über den Begriff Selbermachen wird in der Arbeitssoziologie dennoch ein „emanzipatorisches Potenzial“ geltend gemacht (Scherhorn 2000: 350ff.). So hebt Scherhorn Produktionsprozesse hervor, die eine enge Bindung an ein produziertes Gut nach sich ziehen und die Bereitschaft mindern, andere Produkte „schnell durch ein neueres zu ersetzen“ (ebd.: 369). 

				

				
					6Politischer Konsum soll in dieser Studie in Anlehnung an Michael S. Aßländer als „eine auf ethischen oder politischen Überlegungen basierende Wahl zwischen Produkten und Herstellern“ verstanden werden, um „Unternehmenspolitik oder institutionelle Strukturen zu verändern“ (Aßländer 2011: 69). Diese Definition findet sich vergleichbar auch an anderen Stellen (so etwa bei Stolle et al. 2003: 154; siehe auch Baringhorst et al. 2007: 14 oder van Deth/Zorell 2020: 395ff.). 

				

				
					7Die Politikwissenschaft hat mittlerweile den ethischen, politischen Konsum in die Beteiligungsforschung eingeführt (vgl. Baringhorst et al. 2007; Aßländer 2011: 62; Jörke 2011; Nolte 2011: 10; Neller/van Deth 2006; van Deth 2013a, 2014; van Deth/Zorell 2020; Mock 2020; Butzlaff 2020). Politische Produktion klammert sie dagegen aus. Die Gründe dafür werden im Kapitel 3.2 dargelegt. Das Kapitel 8.5.2 wird abschließend diskutieren, ob Formen des Selbstherstellens als politische Beteiligung gelten können.

				

				
					8Diese Perspektive beschränkt sich nicht nur auf Marx. Sie findet sich auch bei Durkheims Begriff der modernen Arbeitsteilung, worüber die Zerstörung tradierter Solidarität beschrieben wird (vgl. Durkheim 1996 [1930]). Auch Webers Rationalisierungsbegriff ließe sich hinzufügen. Im Gegensatz zu Marx problematisiert Weber allerdings keine Produktionsverhältnisse. Er richtet den Blick auf die Ausdehnung kapitalistischer Wirtschaftstätigkeiten durch die bürokratische Herrschaft (vgl. Weber 1967, 2005). Die Kapitel ab 4.1.1 werden darauf zurückkommen. 

				

				
					9Die Politikwissenschaft macht vor allem in der Foucaultschen Entunterwerfung einen Wendepunkt aus (vgl. Marchart/Martinsen 2019: 1ff.; Sarasin 2019: 9ff.). Zielt Macht bei Foucault grundsätzlich auf eine „Vervielfältigung von Kräfteverhältnissen“ ab (Foucault 1983: 94), von der sich das Subjekt nicht befreien kann, steht die Entunterwerfung für das Vermögen, über das „sich das Subjekt das Recht herausnimmt, die Wahrheit auf ihre Machteffekte hin zu befragen und die Macht auf ihre Wahrheitsdiskurse hin“ zu hinterfragen (Foucault 1992 [1978]: 15). Allerdings spielen Arbeitsformen bei Foucault keine Rolle. Darum wird sein Ansatz in dieser Studie nicht weiter verfolgt, vereinzelt wird auf Foucault jedoch zurückzukommen sein. 

				

				
					10Zwar stellt auch die Arbeitssoziologie in Anlehnung an Begriffe wie dem „Selbstregieren“ (Foucault 2008: 118f.; 2012; vgl. Mönch 2018: 61ff.), einem „Gegen-Verhalten“ (Foucault 2004: 292; vgl. Kastner 2008; Mönch 2018: 68) oder der „Entunterwerfung“ (Foucault 1992: 14, 2008: 53; vgl. Manske 2016a: 151f.) ein Widerstandspotenzial im Arbeitskontext in Aussicht. Gemeint ist aber keine arbeitsinhaltliche, normative politische Perspektive der Subjektivierung. Betont werden Formen des Widerstandes gegen arbeitsmarktbezogene Zuschreibungen (so beispielsweise bei Alexandra Manske, die „Empörungswellen“ von Kreativschaffenden in Bezug auf Foucaults Entunterwerfung in den Blick nimmt, vgl. Manske 2016a: 151f.).

				

				
					11Den Begriff der Interaktion arbeitet Habermas im Wesentlichen in seinem Aufsatz „Arbeit und Interaktion“ heraus (Habermas 2017 [1969]). Im Gegensatz zur Arbeit, die für Habermas für das Zweckgerichtete und Instrumentelle steht, bildet die Interaktion das verständigungsorientierte Handeln ab. Habermas wendet sich damit zum einen von Hegel ab, der Arbeit und Interaktion als Akt der „Emanzipation von der Gewalt äußerer wie innerer Natur“ versteht (Habermas 2017 [1969]: 35). Zum anderen geht er zu Marx auf Distanz (vgl. Lieb 2005: 174; Voß 2018: 40f.), da Marx kommunikatives Handeln auf instrumentales zurückführe und eine Gesellschaftsutopie entwerfe, in der Arbeit das Kommunikative durchdringt (siehe zur Vertiefung die Kapitel 4.1.1 und 8.2.4). 

				

				
					12Auf Aristoteles und Hannah Arendt wird im Kapitel 4.1.2 gesondert eingegangen. Im Kapitel 4.1.4 wird auf die Poiesis-Praxis-Relation Bezug genommen. 

				

				
					13Auf einzelne Ansätze wird in dieser Studie zurückzukommen sein. Die Kapitel 4.1.7 und 4.3.2d sowie 4.3.2f widmen sich dem Schwerpunkt Design. Ansätze des Pragmatismus werden in den Kapitel 4.1.4 und abschließend unter 8.2.1 behandelt. Das Kapitel 4.1.4 wird zudem Ansätze aus politischer Philosophie und Politikwissenschaft im Kontext der Selbstproduktion diskutieren. 

				

				
					14Vgl. Dettling 2000: 202ff.; Keller/Seifert 2013; Dütsch/Struck 2014; Dörre 2014, 2017; Minssen 2012: 49ff.; Schmidt 2018; Kleemann et al. 2019: 26ff.

				

				
					15Vgl. Maier 2000a: 142; Neller 2002: 489ff.; van Deth 2013b; Blühdorn 2013: 63. 

				

				
					16Die Ausgangsthesen beziehen sich allerdings nur auf eine historisch-theoretische Betrachtung von Arbeit und Politik, um Veränderungen von Herstellungs- und Politikformen ab Kapitel 4.2 im historischen Verlauf aufzuzeigen. Für den empirischen Teil werden dagegen keine Ausgangsthesen zur Überprüfung formuliert – es werden Thesen im Sinne der Erkenntnisgewinnung generiert. 

				

				
					17Hannah Arendt hat sich mit aller Vehemenz dagegen ausgesprochen, politische Vorgänge wie die Konstruktion eines Stuhls zu betrachten oder berechnen zu wollen (vgl. Arendt 2013: 181ff.) – schon darum ist das Herstellen für sie nichts Politisches. Schon deshalb kann Arendt für keine empirische Analyse herangezogen werden. 

				

				
					18Was politische Beteiligung meint, wird indes nicht definiert. Auch wird unter Beteiligung in der Forschung unterschiedliches verstanden. So versteht die Arbeitssoziologie darunter mehrheitlich Mitbestimmungsprozesse im Betrieb (vgl. Merz/Wolff 1990: 42). In der Designforschung gilt Beteiligung dagegen entweder als „Teilhabe an Planung und Gestaltung der artifiziellen Umwelt“ (Mareis 2013: 10) oder als Form „des politischen Aktivismus im Kontext von gesellschaftlichen und politischen Fragestellungen“ (ebd.: 17). Die Politikwissenschaft unterscheidet wiederum grundsätzlich zwischen konventionellen/unkonventionellen und institutionalisierten/nicht-institutionalisierten Formen der Partizipation (vgl. van Deth/Zorell 2020: 396) – zu ersteren gehören die Wahlbeteiligung, Mitgliedschaft in Parteien, Gewerkschaften o.ä., zu zweiteren Bürgerbeteiligungen, Protest, Widerstand oder der politische Konsum (siehe weiterführend dazu Kaase/Marsh 1979: 42; Kaase 1982, 1997; Niedermayer 2005: 195; Pickel 2012: 41; 2018: 183; Landwehr 2020; Gabriel 2022). 

				

				
					19Das genaue methodische Vorgehen wird ab Kapitel 6 dargelegt. 

				

				
					20Vgl. Kleemann et al. 2003: 91ff.; Voß/Weiß 2005: 140; Kleemann et al. 2019: 170ff.

				

				
					21Die These zum Arbeitskraftunternehmer von G. Günter Voß und Hans J. Pongratz beschreibt den Wandel vom verberuflichten Arbeiternehmer hin zum verbetrieblichten Typus Arbeiter, der seine eigene Arbeitskraft heute wie ein Unternehmer in neue Marktkontexte einbringen muss (vgl. Voß/Pongratz 1998; Pongratz/Voß 2004) – eine verstärkte Selbstorganisation und Selbstkontrolle sowie die zunehmende Selbstökonomisierung seien die Folgen (vgl. Pongratz/Voß 2004: 14f.). 

				

				
					22Bröcklings „Das unternehmerische Selbst“ schließt nahtlos an den „Arbeitskraftunternehmer“ bei Voß/Pongratz und den „neuen Geist des Kapitalismus“ bei Boltanski/Chiapello an. Im Gegensatz zu Voß/Pongratz, die vom verbetrieblichten Arbeitskraftunternehmer sprechen, erweitert Bröckling die Perspektive auf eine übergeordnete ideologisierte Form der Subjektivierung. Das Augenmerk richtet sich damit weniger auf die betriebliche „Subjektivierung von Arbeit“, vielmehr auf eine gesamtgesellschaftliche „Arbeit der Subjektivierung“ (Bröckling 2007: 48; siehe zur Vertiefung das Kapitel 2.3). 

				

				
					23Mit dem „neuen Geist des Kapitalismus“ beschreiben Boltanski/Chiapello den Wandel von Kapitalismus- und Kritikformen (Boltanski/Chiapello 2003). Das Neue am heutigen Kapitalismus und entsprechenden Kritikformen sei, dass der moderne Kapitalismus im Gegensatz zu allen vorherigen Formen die gegen ihn gerichtete Kritik marktkonform verwerte: Das, was einst Kritikformen waren, das Einfordern von flachen Hierarchien und Mitbestimmungen, seien die heutigen Wesensmerkmale einer flexiblen Ökonomie. 

				

				
					24Dass Arbeit in der Politikwissenschaft keine Kategorie des Handelns ist, muss präzisiert werden. So kommt Arbeit durchaus im Bereich Policy Entrepreneurship vor. Allerdings wird hier, in Bezug auf Schumpeters Konzeption der schöpferischen Zerstörung, das Unternehmerische als Ausbrechen von Routinen vorausgesetzt. Genauso gilt das Handeln als an die Politik adressiertes Handeln, um Wandel herbeizuführen. Im Kapitel 3.2 wird darauf zurückzukommen sein. 

				

				
					25Die Designbranche wird in der Forschung unter verschiedenen Blickwinkeln betrachtet: So stellt die arbeitssoziologische Forschung vorrangig Marktzugänge und Prekaritätsrisiken heraus (so etwa bei Manske 2016a). Im Kontext von CSR werden dagegen Nachhaltigkeitsaspekte betont (vgl. Haddick 2018), an anderer Stelle werden neue Postwachstumsperspektiven (vgl. Paech 2013), Aspekte von Social Design (so etwa bei Rölli 2014, 2016; Banz 2016) oder Design als politisches Design beleuchtet (so beispielsweise bei Fry 2011; DiSalvo 2012; von Borries 2016; Braun 2018; Recklies 2018 oder Unteidig 2018). 

				

				
					26Der Begriff Entrepreneurship steht im engeren Sinne für „Unternehmertum“ und zielt auf die „berufliche Selbständigkeit“ ab (Grimm 2011: 444). Eine einheitliche Definition gibt es jedoch nicht. Wie Heike Grimm darlegt, kam der Begriff zuerst im militärischen Kontext im Mittelalter auf. In der politischen Ökonomie wird er erstmals im 18. Jahrhundert ausführlich diskutiert (vgl. ebd.). 

				

				
					27Vgl. Fuhs et al. 2013; von Borries 2016; Geiger 2016, 2018; Hartung 2017; Gessmann 2020; Lang 2020; Tromp et al. 2020. 

				

				
					28Das Politische wird hier meist mit Verweis auf Schumpeter als Ausdruck von Innovation verstanden (so etwa bei Clausen 2004: 81ff. oder Grimm 2011: 445): Politisch ist unternehmerisches Handeln dann, wenn Neues geschaffen wird und gesellschaftliche Probleme gelöst werden (siehe weiterführend Schaltegger/Petersen 2001; Becker 2010: 97ff.; Hockerts/Wüstenhagen 2010; Hackenberg/Empter 2011: 11ff.; Stein 2011, 2015). 

				

				
					29Dass Subjektivierung politisch gedacht werden kann, oder muss, macht bereits die sogenannte „Urszene der Subjektivierung“ (Saar 2013: 19) bei Althussser deutlich. Althusser hat im Aufsatz „Ideologie und ideologische Staatsapparate“ in den 1970er Jahren dargelegt (Althusser 2010 [1970]), wie sich im Zuge der Proteste des Pariser Mai 1968 eine Unterwerfung des Subjekts durch die Interpellation (Anrufung) vollzieht. Althusser schildert dazu die viel zitierte Szene, wie ein Spazierender auf der Straße von einem Polizisten die Anrufung „He, Sie da!“ erhält. Der Angerufene dreht sich um und macht sich zum Subjekt – weil er der Anrufung folgt. Subjektivierung bedeutet in diesem Zusammenhang, sich durch Gesellschaft bestimmen zu lassen. Das Subjekt könnte die Anrufung aber auch ignorieren oder Widerstand leisten. Letzteres ließe sich als Form der politischen Subjektivierung durch Widerstand oder eines Widersetzens verstehen. 

				

				
					30Die Begriffe Subjektivität und Subjektivierung haben für die Politikwissenschaft vor allem Beck (1993) und Rancière (2002, 2014) geprägt. Beck beschreibt darüber das Aufkommen neuer Subpolitiken – und skizziert einen Machtzerfall der Institutionen einerseits und erweiterte Spielräume für die Subjekte andererseits. Rancière dagegen versteht unter politischer Subjektivierung „eine Vielheit, die nicht in der polizeilichen Verfassung der Gemeinschaft gegeben war“ (Rancière 2002: 47): Rancière problematisiert keinen Machtzerfall der Institutionen. Er stellt den Dissens heraus, der die politische Ordnung untergräbt. Die Begriffe Subjektivität und Subjektivierung finden sich vereinzelt auch bei anderen Autor*innen, so etwa bei Arendt (2013), Martens (2013, 2014) oder Blühdorn (2013, 2018), wenngleich sie nicht immer systematisch verwendet werden. Die Kapitel ab 4.3.2 werden auf die wichtigsten Ansätze zurückkommen.

				

				
					31Die „erweiterte Subjektperspektive“ der Nachhaltigkeit geht über die „Arbeitskraftperspektive“ (Schonung der Ressource Arbeitskraft, Beschäftigungsfähigkeit, Soziale Sicherheit, Einkommen) und die „arbeitsbezogene Subjektperspektive“ (Herausbilden von Fähigkeiten, Anerkennung über Arbeit, Entfaltung der Persönlichkeit, Sinnkontexte in Arbeit) hinaus: Sie stellt den gesellschaftlichen Nutzen von Arbeit als „neue Ansprüche an Arbeit und Nachhaltigkeit“ ins Zentrum – in Form sozialer, ökologischer oder politischer Zielsetzung, die sich in Sozialverträglichkeit, Umweltverträglichkeit o.ä. zeigt (vgl. Becke/Warsewa 2017: 25ff.). 

				

				
					32Gemeint ist der im Problemaufriss angeführte Einfluss von Foucault auf die Forschung. In dieser Perspektive ist das Subjekt nie nur autonom. Es ist immer „Träger gesellschaftlicher Eigenschaften“, die es zugleich reproduziert (Kleemann/Voß 2018: 15ff.). 

				

				
					33Subjektivierung muss sich nicht nur auf zwischenmenschliche Kommunikation beziehen. Sie kann auch Ausdruck von Interaktionen zwischen Mensch, Tier und Umwelt sein (vgl. Spittler 2002: 11 oder Böhle 2018: 192). 

				

				
					34Die kompensatorische Subjektivität wurde bislang vor allem in betrieblichen Prozessen untersucht. Sie weist auf regulierende Eingriffe seitens der Individuen hin, „um Störungen des formalisierten Arbeitsprozesses flexibel zu bewältigen bzw. deren Entstehung zu verhindern“ (Kleemann et al. 2003: 89).

				

				
					35Kleemann et al. unterteilen die vier Formen zusätzlich in aktiv und reaktiv: Die strukturierende und reklamierende werden als aktive Subjektivierungsformen begriffen, die kompensatorische und ideologisierte Subjektivierung als reaktive (vgl. Kleemann et al. 2003: 89). Da in dieser Studie Aktivierungsprozesse im politischen Sinne untersucht werden, sind in erster Linie die aktivierenden Subjektivierungsformen von Interesse, wenngleich auch die reaktive als ideologische Subjektivierung von Bedeutung ist, da Aspekte der Nachhaltigkeit, des Selbermachens und kreative Arbeit immer auch diskursiv erzeugt werden. 

				

				
					36Voß/Weiß haben die vier Formen der Subjektivität an anderer Stelle in einer neuen tabellarischen Übersicht dargestellt (siehe dazu Voß/Weiß 2005: 140). Die Formen sind dazu unterteilt in die normative und kompensatorische Subjektivität, die sich vorrangig in den 1980er Jahren herausgebildet haben. Davon werden die aktive und ideologische Subjektivierung unterschieden, die sich auf den Zeitraum ab den 2000er Jahren beziehen. Voß/Weiß unterscheiden in dieser Übersicht allerdings nicht zwischen reaktiv und aktiv, sondern zwischen praktisch und kulturell: Auf der praktischen Ebene sind die kompensatorische und aktive Subjektivierung angesiedelt, auf der kulturellen die normative und ideologische Subjektivierung (vgl. ebd.). 

				

				
					37Angemerkt werden muss allerdings, dass sich die reklamierende Subjektivität nicht nur auf die oben genannten alternativen Orientierungen und Aspirationen oder auf entsprechende Forderungen reduzieren muss, die daraus resultieren (können). Reklamierend kann auch bedeuten, dass die Gesellschaft Ansprüche stellt (reklamiert) und die Subjekte diesen Ansprüchen (bewusst wie unbewusst) nachkommen – in dem Falle wäre die reklamierende Subjektivität eine ideologische Subjektivierung, weil Subjekte Sinnstrukturen in „Wechselwirkungen mit ihrer sozialen Umgebung an die eigene Arbeits- und Lebenswirklichkeit“ anpassen (Kleemann et al. 2003: 90).

				

				
					38Die Phase des Dritten Reichs wird in dieser Studie nicht gesondert betrachtet. Sie weist spezifische Merkmale und Muster auf, zu denen es eine eigenständige Analyse bräuchte. 

				

				
					39Wie eben dargelegt, hat es eine erste Form des gesellschaftspolitischen Zuspruchs an das Handwerk bereits vor der Antike gegeben, die aber in einer historischen Betrachtung wenig Gewicht hat. Im Kapitel 4.2.1a wird darauf Bezug genommen. 

				

				
					40Angemerkt werden muss allerdings, dass ab 1866 auch erste völkische Vorstellungen zum Arterhalt im Kontext eines Ökologiebegriffs aufkommen, die sich später mit dem Wert der Arbeit verbinden. Subjektivierung bedeutet damit nicht gleich Demokratisierung.

				

				
					41Reckwitz spricht insgesamt von drei diskontinuierlichen modernen Subjektkulturen. Die erste datiert er auf das 18. und 19. Jahrhundert, als die „Form des moralisch-souveränen, respektablen Subjekts verbindlich“ wird (Reckwitz 2010: 15, H. i .O.). Die zweite beginnt um 1920 mit der Konstituierung eines „Avantgarde-Subjekt[s]“ und der Vollendung eines „nach-bürgerliche[n] Angestelltensubjekt[s]“ (ebd.: 275). Ab 1970 entsteht die dritte Subjektkultur, die ‚kulturrevolutionäre‘ counter culture, die durch die Formation der Postmoderne das gegenkulturelle und konsumtorische Subjekt hervorbringt (Reckwitz 2010: 441ff.) – und worauf die Vermarktungslogik des Leitbildes Kreativität folgt. 

				

				
					42Nach Boltanski/Chiapello wird die Sozialkritik in der Zeitspanne zwischen den 1930er und 1960er Jahre zur dominierenden Form. Sie wird getragen von Sozialen Bewegungen und Gewerkschaften. Nach Meinung der Autoren ist die Sozialkritik ab Mitte des 20. Jahrhunderts jedoch von der Künstlerkritik abgelöst worden, die seitdem Forderungen nach Autonomie und Selbstbestimmung voranstellt (vgl. Fußnote 23 auf Seite 24). 

				

				
					43Boltanski/Chiapello sehen das Aufkommen der Sozialkritik im zweiten Geist des Kapitalismus begründet, der an den ersten „familienweltlich“ geprägten Kapitalismus des ausgehenden 19. Jahrhunderts in der Zeitspanne von 1930 und 1960 anschließt (vgl. Boltanski/Chiapello 2003: 54ff.). Fraglich ist jedoch, ob die Sozialkritik erst hier aufkommt. Auch wäre zu fragen, ob die Sozialkritik durch die Künstlerkritik derart in den Hintergrund gedrängt worden ist oder ob sie sich heute nur in veränderter Form zeigt (vgl. Krempl 2011: 24). Das Kapitel 8.5.1 wird diese Fragen abschließend diskutieren.

				

			

		

		
		


		
			3.Stand der Diskussion und Forschung

 

			Die zentrale Frage dieser Studie lautet, ob Akteure, die ökologische und/oder fair-soziale Produkte selbst herstellen, politische Zielsetzungen in Arbeitsprozessen verfolgen. Damit schließt die Studie an gleich mehrere Wissenschaftsfelder an – an die Arbeitssoziologie, Kultur- und Politikwissenschaft, aber auch an die Nachhaltigkeits- und Designforschung. Im Folgenden werden dazu die entsprechenden Forschungsstände aufgezeigt, die wiederum zum theoretischen Teil überleiten. 

			3.1Subjektivierung und Entgrenzung von Arbeit

			Seit nunmehr drei Jahrzehnten sind Subjektivierungs- und Entgrenzungsformen von Arbeit Gegenstand der arbeitssoziologischen Forschung. Ausgangspunkt sind der einsetzende Wertewandel ab den 1970er Jahren (vgl. Inglehart 1977) und entsprechende Veränderungen der modernen Arbeitswelt. Anfänglich wird dieser Wandel auf einen „Verlust der Arbeitsmotivation“ und eine tendenzielle „Auflösung des abendländischen Wertekanons“ zurückgeführt (Kleemann et al. 2003: 85). Im Anschluss verlagert sich die Perspektive auf die Zunahme individueller Bedürfnisse und Ansprüche an Arbeit. In der Regel wird dazu die bereits angesprochene normative Subjektivierung1 von Martin Baethge (1991) zum Ausgangspunkt genommen.2 Normative Subjektivierung meint, dass die Individuen Sinnkontexte und individuelle Bedürfnisse in Arbeitsprozessen geltend machen. Nach Baethge hat sich seit den 1970er Jahren eine Verschiebung (oder Ergänzung) von Werten der Pflichtzugehörigkeit hin zu neuen Ansprüchen an Selbstentfaltung und Sinnhaftigkeit in Arbeitsprozessen herausgeformt (vgl. Baethge 1991, 1994a, 1994b; siehe auch Kleemann et al. 2019: 170). Baethge zufolge waren es insbesondere die jüngeren Arbeitskräfte, die bedingt durch den Wertewandel neue Ansprüche an Arbeit und Beruf stellen. Im Anschluss verlagerte sich der Fokus der Forschung auf betriebliche Strategien der Arbeitsorganisation, womit die verstärkte Selbstorganisation der Arbeitenden bei gleichzeitiger (indirekter) Kontrolle von Arbeitsergebnissen (vgl. Kleemann et al. 2019: 170) verbunden war – ins Zentrum rückte die Leistungsintensivierung von Arbeit. Seitdem stehen Subjektivität und Subjektivierung sowohl für Arbeits-Sinnkontexte als auch für eine „Subjektivierung von Subjekten“ (ebd.). Letzteres bedeutet, dass die Subjekte durch Strukturvorgaben, Leistungsanreize und Erfordernisse subjektiviert werden, wenn sie den Anforderungen der Arbeitswelt nachkommen.

			Dazu lassen sich nach Kleemann et al. (2019) drei zentrale analytische Perspektiven auf die Arbeitssubjektivität unterscheiden: Erstens geht es um „veränderte Bezugnahmen und Ansprüche Erwerbstätiger im Sinne zunehmender subjektiver Ansprüche an die Arbeit“, worüber die in Kapitel 2.3 diskutierte reklamierende Subjektivität anschließt. Zweitens liegt das Forschungsinteresse auf dem „Wechselspiel von Entfaltungsansprüchen der Subjekte in der Arbeit mit dem (gezielten) betrieblichen Zugriff auf subjektive Leistungen und Potenziale der Beschäftigten“. Drittens stehen „gesellschaftliche Prozesse einer mentalen Prägung der Subjekte für entsprechende subjektivierte Arbeitsformen“ im Zentrum des Forschungsinteresses (ebd.: 170). 

			Dabei ist die normative Subjektivierung, um die es anfänglich ging, etwas aus dem Blick geraten. Der Forschungsschwerpunkt hat sich über die Jahre mehr auf die aktive Subjektivierung verlagert, worüber die Erfordernisse der modernen Arbeitswelt vorangestellt werden.3 Aktive Subjektivierung meint, dass sich Arbeitssubjekte „aktiv“ in Arbeitsprozesse einbringen (müssen) – sei es durch Vorgaben im Betrieb oder durch Flexibilisierungsprozesse, die Aktivierungen erfordern, so auch durch neue Selbstständigkeitsformen. In der Arbeitssoziologie werden diese Prozesse meist in Bezug zu Entgrenzungserscheinungen4 gesetzt, die durch das Auflösen klarer Grenzen von Zeit, Raum, Technik, Sozialorganisation, Arbeitsinhalt und Qualifikation gegenständlich werden5 – im Blickpunkt stehen neue Marktanforderungen und entsprechende Risiken, die daraus resultieren. Das gilt auch für den Diskurs um eine Ausweitung neuer „Grenzen der Entgrenzung“, der „Entstehung neuer Grenzen“ (Voß/Weiß 2005: 139) und die kulturelle Subjektivierung von Arbeit und Arbeitskraft6, die seit den 2000er Jahren in den Vordergrund getreten ist – und worüber neue Selbstständigkeitsformen und Kulturdienstleister in den Blick geraten sind. Auch hier steht die aktive Subjektivierung im Zentrum, wenngleich es lange Zeit keine Studien zu Kulturunternehmer*innen in Deutschland gab.7 Unter Stichworten wie „Ich-AG“, „Selbst-GmbH“, „Selbstmanager“ oder „Selbstunternehmertum“ (ebd.: 141) lag das Forschungsinteresse vorrangig auf aktiven Subjektivierungsprozessen: Es ging um Leistungszunahmen im Zuge von Subjektivierungsprozessen. Zwar hat sich der Fokus im Laufe der Jahre von einer rein rationalisierten Betriebsarbeit (als Form der Subjektivierung von Arbeit) hin zu einer gesellschaftlichen Subjektivierung der Subjekte verlagert (vgl. Bröckling 2007). Noch immer ist die Subjektivierungsforschung allerdings stark betrieblich geprägt, wenn auch der Fokus auf die betriebliche Rationalisierung ab Mitte der 2000er Jahre zunehmend in Frage gestellt wird (vgl. Kleemann et al. 2019: 171). 

			In Bezug auf kreative Arbeitsformen, um die es in dieser Studie geht, richtet sich das Forschungsinteresse bis heute ebenfalls mehrheitlich auf Marktbehauptungen und damit verbundene Risiken.8 Formen von „kreative[r] Subsistenz“ im Sinne von Postwachstum (Paech 2014: 120ff.) oder politische Perspektiven, die damit verbunden sein können, spielen in der Arbeitssoziologie nahezu keine Rolle. Zwar wurde die normative Subjektivierung immer wieder berücksichtigt (so etwa bei Manske 2007; Euteneuer 2011 oder Nies 2015). Auch wird jüngst ein neues Solidaritätsbewusstsein in den Kulturbranchen prognostiziert (vgl. Kapitel 3.3.). Ansonsten wird Arbeitshandeln bislang als kein politisches Handeln untersucht. Selbiges gilt für das gestiegene Interesse gegenüber der interaktiven Arbeit, womit zwar die jahrelange Trennung zwischen instrumenteller Arbeit und Interaktion „fragwürdig“ geworden ist (Jochum 2018: 123). Die Arbeitssoziologie konzentriert sich jedoch weiterhin vorrangig auf betriebliche Prozesse oder, außerhalb davon, auf Kundenanbindungen (vgl. dazu Dunkel/Weihrich 2018) – interaktive Arbeit wird als keine mögliche gesellschaftspolitische Interaktion in den Blick genommen. Das gilt auch in Bezug auf heutige Naturverhältnisse, wo Arbeit als gesellschaftskonstituierender Begriff in Bezug auf die Natur, beeinflusst durch den Begriff der Interaktion bei Habermas, nicht vorkommt (vgl. Bammé 2018: 28). Ausnahmen bilden die Debatten um Care, womit ein Spannungsfeld von unbezahlter Hausarbeit und bezahlter Sorge- und Pflegearbeit gemeint ist – hier werden mittlerweile umweltbezogene und „interaktive, transformative politische, weltgestaltende Aktivität[en]“ ins Zentrum gerückt (Gottschlich/Hackfort 2022: 309). Allerdings wird die Care-Arbeit oft auf Sorgearbeit im Sinne einer Pflegebedürftigkeit reduziert. Kulturschaffende oder Kreativwirtschaft spielen keine Rolle. Fasst man die hier gegenübergestellten Diskurse zusammen, zielt die Subjektivierung von Arbeit in der Mehrheit auf keine mögliche politische Subjektivierung ab.9 

			3.2Subjektivierung und Entgrenzung des Politischen 

			Wie unter Punkt 2.3 angeführt, existiert in der Politikwissenschaft bis heute keine vergleichbare empirische Subjektivierungsforschung. Das heißt nicht, dass Subjektivierungsprozesse unbedeutend sind oder nicht vorkommen. Es bedeutet nur, dass der Terminus Subjektivierung10 konzeptionell weniger in Erscheinung tritt – und in der Regel, abgesehen von der Policy-Entrepreneurship-Forschung, ohne Bezug auf Arbeitsprozesse Verwendung findet. Insgesamt teilt sich die politikwissenschaftliche Forschung heute in verschiedene Teilgebiete auf (vgl. Gabriel et al. 2020: 17) – in die politische Kommunikations-, Einstellungs- und Partizipations- oder Policyforschung: Während sich die politische Kommunikationsforschung mit Prozessen der Beschaffung und Verarbeitung politischer Informationen (vgl. Beierlein/Burger 2020), der interpersonalen Kommunikation (vgl. Schmitt-Beck/Schäfer 2020), mit Politik als Massen- (vgl. Schemer/Geiß 2020) oder Wahlkampfkommunikation (vgl. Eberl/Boomgaarden 2020) befasst, untersucht die Einstellungsforschung die Einstellungen der Bürger*innen gegenüber dem politischen System.11 Die Partizipationsforschung nimmt dagegen politische Beteiligungsmöglichkeiten in den Blick12, die Policyforschung (Politikfeldanalyse) wiederum die inhaltliche (policy) und praktische Dimension (politics) von Politik. Daran schließt auch die Policy-Entrepreneurship-Forschung an, die neues Unternehmertum in Beziehung zur Politik setzt. 

			Abgesehen vom letzten Ansatz hat Arbeitshandeln (verstanden als arbeitsinhaltliche policy-Dimension) in der Politikwissenschaft keinerlei Bedeutung. Das hat schon damit zu tun, dass die Politikwissenschaft hierzulande über Jahrzehnte traditionell geprägt war. Sie war nicht nur „auf Institutionen und Strukturen sowie politische Eliten und Entscheidungsträger konzentriert“ (Korte/Fröhlich 2009: 108). Die Kritikfähigkeit am politischen System spielte lange Zeit keine Rolle.13 Daran ändert auch die Tatsache wenig, dass das Individuum vom Behaviorismus beeinflusst in den 1950er Jahren in den Blick geraten ist (vgl. Gabriel et al. 2020: 18) und Partizipationsformen ab den 1960er Jahren auf das Kontaktieren von Politiker*innen, Beamten und Behörden sowie im Anschluss auf Aktivitäten in Vereinen und Verbänden erweitert wurden (vgl. van Deth/Zorell 2020: 393) – noch immer blieb die Perspektive vorrangig auf Wahlbeteiligungen und Parteiaktivitäten beschränkt. Erst die Studie „Political Action“ von Barnes, Kaase u.a. (1979)14 legte den Grundstein dafür, dass sich eine breit angelegte Partizipationsforschung15 entwickeln konnte. Nicht zuletzt haben sich davon beeinflusst in den letzten Jahren neben instrumentellen Ansätzen der Partizipation zahlreiche neue expressive Deutungsmuster durchgesetzt (vgl. van Deth/Zorell 2020: 395) – letztere zielen beispielsweise auf ethische und moralische Standpunkte der Individuen ab, und dazu sind mitunter Formen des politischen Konsums in den Blick geraten. Politische Produktion kommt jedoch nicht vor. 

			Die Gründe dafür sind vielschichtig. Sie wurden bereits unter Punkt 2 dargelegt. Der Hauptgrund ist allerdings der, dass für ein Verständnis von Partizipation noch immer Aspekte wie Freiwilligkeit, Politikadressierung und eine Form der „Nichtberufsmäßigkeit“ gelten (vgl. Gabriel 2022: 16). In der Folge fehlt bis heute sowohl ein Handlungsmodell zur Subjektivierung des Politischen, das Arbeitsformen erfasst, als auch eine „elaborierte Theori[e] politischen Handelns“ (Bluhm/Gebhardt 2001: 11), das an Arbeitsformen anschließen könnte – sieht man einmal von Rational-Choice-Modellen ab.16 Bemerkenswert ist überdies, dass in der sogenannten argumentativen und interpretativen Policy-Analyse Akteure heute „außerhalb formaler Gesetzgebungsprozesse und Institutionen“ analysiert werden (Münch 2016: V; vgl. auch Schneider/Ingram 1993: 337f.; Fischer 1997: 264f., 2017).17 Dazu sind insbesondere welche aus der Umweltbewegung und Umweltpolitik in den Blick geraten (vgl. Fischer 1997: 264f., 2003: 100f., 2017; Hajer 1995: 68ff.). Kreativakteure und Formen des Selbstherstellens kommen aber nicht vor. Das gilt auch für die Policy-Entrepreneurship-Forschung, die so wie die interpretative Policy-Analyse im anglo-amerikanischen Raum große Reputation hat, hierzulande jedoch vergleichsweise unbedeutend ist. Der Begriff Policy Entrepreneure wurde erstmals systematisierend von John Kingdon (1984) gebraucht. Kingdon wies in einer Studie mit 23 Einzelinterviews nach, dass Unternehmer*innen teilweise großen Einfluss auf die Gesundheitsökonomie, und damit auf die Politik, haben.18 Der Begriff zielt insgesamt auf den Innovationscharakter von Unternehmen ab, um „Maßnahmen und Instrumente zur Umsetzung und Beförderung von Politikwandel“ bereitzustellen (Grimm 2011: 451) – und bis heute gibt es eine Reihe von Untersuchungen, so etwa von Andreas Nagel (2009) zu politischen Entrepreneuren im Gesundheitswesen, der auch den Begriff „politische Entrepreneure“ verwendet. Allerdings kommen Policy Entrepreneure weder in der deutschsprachigen Designforschung vor, noch wurden Formen des (unternehmerischen) Selbstherstellens im Kontext von Policy Entrepreneureship untersucht. Auch gilt das unternehmerische Handeln in den Ansätzen als vorausgesetzt19, was für diese Studie nicht vorausgesetzt werden kann. Das Gegenmodell dazu bietet die Subpolitik bei Beck (1993), der weder das Unternehmerische noch die institutionelle Seite der Politik fixiert. Becks Subpolitik bezieht sich auf „Akteure außerhalb des politischen oder korporatistischen Systems“ (Beck 1993: 162, H. I. O.), die um die „Gestaltungsmacht des Politischen“ ringen. Beck zielt somit auf einen weiten Politikbegriff ab und nimmt dazu auch Arbeitsformen in den Blick. Allerdings führt er Arbeit als Kategorie nirgends systematisch ein. Auch wurde die Subpolitik nie konsequent auf die politikwissenschaftliche Analyse übertragen – trotz der eben genannten expressiven Ansätze der Partizipation und der interpretativen Policy-Analyse. Das heißt, dass auf der einen Seite bis heute eine unternehmerische Positionierung durch das Konzept Policy Entrepreneureship dominiert, auf der anderen Seite der Begriff Subpolitik rein theoretisch bleibt. Zwar gab es Vorhaben, Konzepte wie Fairtrade unter Aspekten der Subpolitik zu beleuchten (so etwa bei Holler 2007). Ansonsten gilt das Interesse vorrangig dem politischen Konsum20 und keiner (möglichen) politischen Produktion.21

			Letzteres zeigt sich insbesondere in den Forschungsarbeiten von Jan van Deth22, der das Kaufen fairer und den Boykott unfairer Produkte unter politischen Beteiligungsaspekten untersucht hat, die Gegenseite aber, das Produzieren fairer Produkte, außer Acht lässt – wenngleich er das öffentliche Bekenntnis von Unternehmen zu ihrer gesellschaftspolitischen Verantwortung erwähnt (vgl. van Deth/Zorell 2020: 406). Nicht zuletzt wird diese Form der Nichtberücksichtigung in der soziologisch politischen Konsumforschung komplettiert. Hier werden Unternehmen seit Jahren als „kollektive Weltbürger“ begriffen (Curbach 2007; siehe auch Lukas 2007). Formen der Selbstproduktion kommen nicht vor. 

			3.3Diskurs um Kulturschaffende und Kulturunternehmer*innen

			Künstler*innen, Kulturschaffende und Akteure aus der Kreativwirtschaft sind seit über zwei Jahrzehnten Gegenstand der soziologischen Forschung.23 Zunächst gerieten Mitte der 1990er Jahre die klassischen Künstlerarbeitsmärkte in den Fokus. Im Anschluss wurden andere Berufe berücksichtigt, so etwa die Bereiche Journalismus und Design (vgl. Betzelt 2006; Manske 2016a), Werbung (Koppetsch 2006) oder Musik als Szenewirtschaft (Kühn 2016). Neben objektiv erhobenen Rahmendaten wurden Kulturakteure vor allem qualitativ erforscht, wozu auch der Querschnittsbereich Design gehört. Im Zentrum stehen bislang allerdings vorrangig Marktzugänge und entsprechende Positionierungen.24 Die normative Subjektivierung – Sinnansprüche im Arbeitskontext (siehe Punkt 2.2) – wird zwar immer wieder berücksichtigt. Sie wird aber als keine politische Subjektivierung in Form arbeitsinhaltlicher Zielsetzungen untersucht. Vielmehr wird argumentiert, dass die hohen Sinnansprüche wie eine Art „Schutzfunktion gegenüber ökonomischen Anforderungen“ wirken und „ein einseitiges Umschlagen von Marktimperativen auf die berufliche Handlungsweise“ verhindern (Euteneuer 2011: 67ff.; vgl. auch Betzelt 2006; Betzelt/Gottschall 2007). Und vor allem wird darin ein Einfallstor zur Selbstökonomisierung ausgemacht: Erst die hohen Sinnansprüche würden dazu führen, dass soziale Risiken überdeckt werden (vgl. Manske 2016a: 372). 

			Damit sind arbeitsinhaltliche Sinnkontexte bislang als keine gesellschaftspolitischen Zielsetzungen in Arbeitsprozessen untersucht worden. Gleichwohl gibt es Studien, die in diese Richtung weisen. Zu nennen wäre Sigrid Betzelts Erhebung, die auf Basis qualitativer Daten zu dem Schluss kam, dass neben Journalist*innen und Übersetzer*innen auch Designer*innen „übergeordnete Ansprüche“ an ihr berufliches Handeln stellen, indem sie über gesellschaftliche Missstände aufklären wollen (Betzelt 2006: 35f.).25 An anderer Stelle hat eine Studie von Matthias Euteneuer moralische Wertvorstellungen unter Selbstständigen in der Kreativwirtschaft in den Blick genommen, mit dem Ergebnis, dass ethische und wertrationale Handlungsmuster mit zweckrationalen koexistieren (Euteneuer 2011: 129ff.).26 Und eine Studie von Michael Maxein hat schließlich nach gesellschaftlichen Leitbildern und entsprechenden Forderungen an Gesellschaft durch Designakteure gefragt, die an die Politik gestellt werden (vgl. Maxein 2013: 248ff.)27 – dem wären noch diverse Designansätze hinzuzufügen, die Designtheorien mit politikwissenschaftlichen Perspektiven verbinden (vgl. das Kapitel 4.3.2f). Ansonsten steht kreative Arbeit vor allem in der Arbeitssoziologie für Prozesse der Selbstökonomisierung, erst jüngst kommt hier etwas Bewegung ins Spiel. So legten Bastian Lange et al. bereits vor Jahren den Fokus auf die „Selbststeuerung“ und „Selbstorganisation“ von Kreativakteuren (Lange et al. 2009: 15ff.). Catherine Robin wendete sich zudem von der Engführung ab, Kreativität alleinig am Markterfolg zu bemessen (Robin 2017: 35) – und Alexandra Manske (2023) stellt jüngst ein neues Solidarisierungsbewusstsein in der freien Szene am Beispiel der Darstellenden Künste heraus.28 Nicht zuletzt haben Kannler et al. (2019) in einem Sammelband das Verhältnis von Kreativität und Kritik neu beleuchtet. Allerdings fehlen auch hier politikwissenschaftliche Betrachtungen. Insgesamt mangelt es an Vorhaben, Formen von „politische[r] Kreativität“ (Leggewie 1994: 11; vgl. Bluhm 2001, 2012) mit einer arbeitssoziologischen Perspektive zu verknüpfen – und in Bezug auf die Nachhaltigkeit unter politikwissenschaftlichen Aspekten zu untersuchen. 

			3.4Forschungszusammenhang Arbeit, Politik und Nachhaltigkeit

			Der Zusammenhang von Arbeit, Politik und Nachhaltigkeit ist kein eigenständiger Forschungsbereich. Da sich die Forschungsfrage der Studie auf diesen Querschnitt bezieht, werden an dieser Stelle wichtige Forschungsergebnisse aufgezeigt, die für diese Schnittstellenthematik relevant sind. Zunächst lässt sich sagen, dass der Schwerpunkt Nachhaltigkeit forschungsübergreifend an Bedeutung gewinnt: In der Demokratieforschung wird auf die „Herausforderung für die Politik“ hingewiesen (vgl. Zentrum für Ethik und Nachhaltigkeit 2014). In der stark wirtschaftlich ausgerichteten Nachhaltigkeitsforschung wird an neue „Nachhaltigkeit in der Politik“ appelliert (Pufé 2017) – oder es werden politische Konsument*innen29 in der politischen Konsum-/Beteiligungsforschung in den Blick genommen. Zudem führt die Arbeitssoziologie die eingangs angeführte „erweiterte Subjektperspektive“ der Nachhaltigkeit ins Feld (Warsewa 2016: 47; Becke/Warsewa 2017: 25ff.). Arbeitsinhaltliche Sinnansprüche, neue gesellschaftspolitische Fragestellungen und Ökologieperspektiven geraten dadurch in den Blick. Letzteres spiegelt sich nicht zuletzt in einer vom Bundesarbeitsministerium (BMAS 2016) beauftragen Studie zum Schwerpunkt „Arbeiten 4.0“ wider, wonach Arbeitssubjekte „weitreichende Eigenverantwortung leben“ und ihr „eigenes Berufsbild kreativ gestalten“ wollen. Die Befragten wollen eigene „Ideale in der Arbeitswelt“ verwirklichen (BMAS 2016: 30). Zugleich befürchten sie, dass sie künftig „in einer Welt ohne sozialen Halt“ leben, „auf der Strecke [..] bleiben“ und „den Interessen der Wirtschaft ausgeliefert“ sind (ebd.; siehe auch Becke/Warsewa 2017: 25). 

			Das Entscheidende ist, dass in der Studie auch Designakteure vorkommen, sich aber auf keine politikwissenschaftliche Perspektive bezogen wird. Das gilt weitestgehend auch für die soziologische Nachhaltigkeitsforschung (vgl. Henkel et al. 2021). Hier wird die „Bedeutung einer Verantwortungsgemeinschaft zwischen Unternehmen und Konsumenten“ hervorgehoben (vgl. Antoni-Komar et al. 2012: 298; Neuhäuser 2012: 278ff.). Auch wird an die Verantwortung des Einzelnen appelliert. Einzelakteure aus der Kultur und Kreativwirtschaft spielen aber weder im Kontext nachhaltiger Arbeit noch unter Aspekten des politischen Handelns und auch nicht in der politischen Beteiligungsforschung eine Rolle. Insgesamt lassen sich jedoch drei Querschnittsfelder anführen, in denen, neben der bereits angeführten Policy-Entrepreneurship-Forschung, Arbeitsformen unter politischen Gesichtspunkten berücksichtigt werden: Erstens lässt sich der Forschungszusammenhang von Arbeit und Politik anführen, der Ansätze von der „Mikropolitik“30 und „Arbeitspolitik“31 bis zur „Bürgerarbeit“ vereint. Die Ansätze haben für diese Studie allerdings nur eine bedingte Relevanz: Der Mikropolitik-Ansatz untersucht die Handlungsspielräume der Subjekte in den Betrieben und Organisationen. Der Arbeitspolitik-Ansatz ist mehr als gesamtgesellschaftlicher Regulierungszusammenhang von Arbeit und Politik zu verstehen – weder stehen Nachhaltigkeitsaspekte noch Einzelpersonen geschweige denn arbeitsinhaltliche Positionierungen im Zentrum.32 Erst die Bürgerarbeit bei Beck (1999) legt den Fokus sowohl auf Einzelakteure als auch auf arbeitsinhaltliche Aspekte. Allerdings ist die Bürgerarbeit kein politisches Handeln durch die Selbstorganisation. Sie ist ein staatlich organisiertes Regulierungsinstrument (vgl. Scherhorn 2000: 350; Dettling 2000: 211ff.; Bermes 2008: 55).33 Dass sowohl das Subjekt als auch die Eigeninitiative in den Vordergrund treten, löst erst die politikwissenschaftliche Partizipationsforschung ein. Hier sind über die Jahre neben den klassischen Beteiligungsformen von der Wahlbeteiligung (vgl. Niedermayer 2005: 195; Steinbrecher 2020), den Beteiligungen an direktdemokratischen Verfahren (vgl. Vatter et a. 2020; Klein 2020) und Formen der Deliberation (vgl. Götz 2017; Landwehr 2020) vor allem die bereits angesprochenen expressiven Partizipationsvarianten unter Nachhaltigkeitsaspekten gewichtet worden (vgl. Micheletti 2003: 14ff.; van Deth/Zorell 2020: 395ff.). Aber auch hier kommen Einzelakteure aus dem Bereich der Arbeit nicht vor. Diese Lücke schließt erst ein dritter Forschungszugang, die bereits angesprochene „erweiterte Subjektperspektive“ (vgl. Kapitel 2). Hier werden sowohl Arbeit als auch Nachhaltigkeitsaspekte gewichtet und mögliche politische Zielsetzungen erwogen – und dazu sind über die Jahre eine Reihe von Forschungsansätzen entstanden.34 Wie Warsewa (2016) in einer Übersicht darstellt, wurden bereits vor Jahren wachstums- und industriekritische Positionen im Arbeitskontext untersucht, mit dem Ergebnis, dass sie bei Jüngeren und gut Qualifizierten sowie bei Facharbeiter*innen erkennbar sind (vgl. auch Kern/Schumann 1984). Auf der anderen Seite kamen Studien zu dem Schluss, dass defensive Positionierungen zu Ökologiefragen ebenso zu beobachten sind (vgl. Heine/Mautz 1989; Bogun et al. 1990; Warsewa 2016: 38). 

			Hervorzuheben sind für die soziologische Forschung vor allem zwei große Nachhaltigkeitsstudien, die großen Einfluss auf die Forschung hatten – zum einen das Verbundprojekt Arbeit und Ökologie der HBS (2000), zum anderen die Studie zu Zukunftsfähiges Deutschland, die von BUND/Misereor (1996) in Auftrag gegeben wurde. Im Zentrum standen Fragen zum Zusammenhang von Arbeit und Umwelt. Autoren wie Warsewa kritisieren allerdings, dass wachstumskritische Diskussionen um Arbeitszeit und Grundeinkommen darin verengt wurden. Auch habe man „emanzipatorische, kritische, widerständige Potentiale gegenüber den ökologischen Problemen und ihren Folgen“ im Betrieb bzw. in der konkreten Arbeitserfahrung der Beschäftigten kaum thematisiert (Warsewa 2016: 43). Zudem hat sich die Perspektive im Anschluss „von Handlungszielen auf eine sehr allgemeine, gesamtgesellschaftliche Ebene der Steuerung und Regulierung“ der Nachhaltigkeit verlagert (ebd.) – das Forschungsinteresse lag mehr auf der neoliberalen Vereinnahmung des Arbeitssubjekts. Erst jüngst richtet sich der Blick (wieder) auf die eben angeführte „erweiterte Subjektperspektive“ der Nachhaltigkeit. Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der Fokus erstens seit Jahren auf der Ungleichheits- und Hierarchiedynamisierung liegt, die aus dem sozioökonomischen Wandel resultiert.35 Zweitens zeigt sich seit den letzten Jahren, dass zivilgesellschaftliche Assoziationen zu bürgerschaftlichen Engagementformen im Spannungsfeld von formeller und informeller Arbeit in den Blick genommen werden (siehe auch Mautz 2016).36 

			Zu betonen ist abschließend, dass das Selbermachen, wie unter Punkt 2 angeführt, in der Arbeitssoziologie vorrangig als erwerbsfreie Arbeit thematisiert wird. Darüber wird zwar ein „emanzipatorisches Potenzial“ geltend gemacht, allerdings nur, wenn es sich um erwerbsfreie Eigenarbeit handelt (so etwa bei Scherhorn 2000: 350ff.). Vergleichbares lässt sich für Ansätze im Bereich der Lebensführung37 oder zu nachhaltigen Lebensstilen38 sagen (Lange 2002: 205ff.).39 Eine Gegenperspektive dazu bildet die stark wirtschaftlich ausgerichtete Nachhaltigkeits- (vgl. Rogall 2003, 2004, 2012) und die bereits angesprochene Entrepreneurship-Forschung40, die unternehmerische Perspektiven positionieren. Abschließend ließe sich noch die sozial-ökologische Transformationsforschung anführen, die Bereiche von der solidarischen Landwirtschaft über Repair-Cafés bis hin zu offenen Werkstätten oder urbanen Ernährungsbewegungen untersucht. Hier zeigt sich, dass die Motive der Akteure davon zeugen, den Kapitalismus von innen heraus überwinden zu wollen (vgl. Dobernig/Stagl 2015) oder die Gesellschaft ökologisch umzugestalten (vgl. Schlosberg/Coles 2016; Kropp/Stinner 2018; siehe auch Deflorian 2020: 224). Allerdings fehlen auch hier Untersuchungen an der Schnittstelle zur politikwissenschaftlichen Forschung.

			

			
				
					1Betont werden muss, dass von Subjektivierung nicht erst im Kontext des arbeitssoziologischen Diskurses die Rede ist. Schon Foucault hat Subjektivierung in den 1970er Jahren in den Mittelpunkt seiner Überlegungen gestellt (vgl. Foucault 1983 [1977]; siehe dazu Moldaschl/Voß 2003: 16). Erst mit der normativen Subjektivierung hat sich jedoch eine eigenständige Forschungsrichtung entwickelt. 

				

				
					2Vgl. Baethge 1991, 1994a, 1994b; siehe auch Kleemann et al. 2003: 85; Voß/Weiß 2005; Manske 2007: 56; Minssen 2012: 118ff.; Nies 2015: 96; Kleemann et al. 2019: 173ff.

				

				
					3In der Regel werden die normative und aktive Subjektivierung in der Soziologie unterschieden, sie können sich aber ergänzen. Nicht zuletzt ist die reklamierende Subjektivierung eine Form der aktiven Subjektivierung (vgl. Kleemann et al. 2003: 90; siehe auch Kapitel 2.3), der normative Sinnansprüche vorausgehen können – das wäre der Fall, wenn man sich in Arbeitsprozesse einbringen möchte und entsprechende Forderungen stellt, in dem Fall würde die normative als reklamierende Subjektivierung mit der aktiven zusammenfallen. In der Arbeitssoziologie überwiegt jedoch die Sicht, Prozesse der Aktivierung im Sinne der betrieblichen Verwertung voranzustellen. Demnach ist die Aktivierung keine arbeitsinhaltliche Forderung oder Positionierung. Ins Zentrum rückt die Selbstrationalisierung (vgl. Nies 2015: 96ff.).

				

				
					4Nach Gerrit Herlyn et al. sind für den Entgrenzungsbegriff drei Entwicklungsstränge zentral: 1. Das Feld der Unternehmensorganisation; Entgrenzung bezieht sich hier auf die „zunehmende Flexibilisierung und Informalisierung von Arbeitszeiten“. 2. Die Beschäftigungsformen, so etwa durch die Zunahme von Teilzeitarbeit und Selbstständigkeitsformen sowie des Bedeutungsverlusts des Normalarbeitsverhältnisses. 3. Die Tendenz einer zunehmenden ‚Subjektivierung von Arbeit‘ (vgl. Herlyn et al. 2009: 10f.; Schönberger/Springer 2003). 

				

				
					5Vgl. Voß 1998; Kratzer/Sauer 2003; Pongratz/Voß 2004; Gottschall/Voß 2005; Janczyk 2009.

				

				
					6Vgl. Schönberger/Springer 2003; Voß/Weiß 2005: 139; Lohr/Nickel 2005; Minssen 2012. Insgesamt gehen beide Ansätze davon aus, dass sich vorherrschende Strukturen durch den tayloristisch-fordistischen Kapitalismus bedingt zusehends auflösen oder sich bereits aufgelöst haben. 

				

				
					7Hervorzuheben sind an dieser Stelle die Studie von Charles Leadbeater und Kate Oakley (1999) sowie die von Birgit Mandel (2007) zu Kulturunternehmer*innen für den deutschsprachigen Raum (siehe dazu auch Euteneuer 2011: 72).

				

				
					8Vgl. Manske 2007, 2016a; Loacker 2010; Huber 2012; Reckwitz 2014. 

				

				
					9Auf Studien im Bereich der Kreativwirtschaft oder kreativen Arbeit, die das Gesellschaftliche fern oder ergänzend zu Marktbehauptungen herausstellen, wird im Abschnitt 3.3 gesondert eingegangen.

				

				
					10Auf die Begriffe Subjektivität und Subjektivierung und ihre Bedeutung für die politikwissenschaftliche Forschung wurde bereits in der Fußnote 30 auf Seite 26 Bezug genommen. 

				

				
					11Vgl. Niedermayer 2005; Bathelt et al. 2016; Roller 2016; Gabriel 2020; Gabriel et al. 2020 sowie Scherer/Roßteutscher 2020. 

				

				
					12Insgesamt lassen sich in der Politikwissenschaft die drei Dimensionen polity (Formen der politischen Ordnung und entsprechende Institutionen), politics (Prozesse, Konflikte und Entscheidungen) und policy (Inhalte, Themen, programmatische Ausrichtungen und Zielsetzungen) unterscheiden. Auf einzelne Aspekte und deren Relevanz für diese Studie wird im Methodenteil zurückzukommen sein. 

				

				
					13Das hat wiederum in hohem Maße mit der Civic-Culture-Studie von Almond und Verba (1963) zu tun, die bis heute als wegweisend für die politische Einstellungsforschung gilt (vgl. Gabriel 2020: 230): Einerseits ist die Civic Culture Bindeglied zwischen Individuum und Staat. Andererseits haben Almond/Verba ein Übereinkommen zwischen den Einstellungen der Bürger*innen und der staatlichen Performanz vorausgesetzt (vgl. Maiolino 2014: 50; Gabriel et al. 2020: 34). 

				

				
					14In der Studie definieren Kaase/Marsh politische Partizipation als „all voluntary activities by individual citizens intended to influence either directly or indirectly political choices at various levels of the political system“ (Kaase/Marsh 1979: 42). Max Kaase hat diese Definition wenig später erweitert. Danach steht politische Partizipation für Handlungen, die Bürger*innen einzeln oder in Gruppen „freiwillig“ mit dem Ziel unternehmen, um „Entscheidungen auf den verschiedenen Ebenen des politischen Systems [...] zu beeinflussen“ (Kaase 1997: 160; siehe auch Pickel 2012: 41 oder Gabriel 2022: 16). Daraufhin hat sich ein breites Verständnis von Partizipation durchgesetzt, das sich weder nur auf bestimmte Phasen noch nur auf spezifische Bereiche der Politik reduziert (vgl. van Deth/Zorell 2020: 395). Allerdings repräsentiert Kaase mehr die oben dargelegten instrumentellen Formen der Partizipation, wonach sich das Handeln auf die Systemebene der Politik bezieht (vgl. ebd.). 

				

				
					15Als wegweisend für die politikwissenschaftliche Einstellungs- und Partizipationsforschung gilt zudem die Studie „The American Voter“ (Gabriel et al. 2020: 17f.). 

				

				
					16Nach der Theorie der rationalen Wahl oder Rational-Choice-Theorie (RCT) vollzieht das Individuum rationale nutzenmaximierende Entscheidungen im Sinne von „Kosten- und Nutzen-Aspekten“ (Detjen et al. 2012: 71). Der RCT-Ansatz geht davon aus, dass „gesellschaftliche Phänomene als unbeabsichtigte Resultate absichtsvollen Handelns entstehen können“ (Diefenbach 2009: 239; siehe weiterführend Fuchs 1995: 137; Behnke 2001: 434ff.; Ladwig 2010: 85; Detjen et al. 2012: 71; Buchstein 2012: 24ff.). 

				

				
					17Ausgangspunkt der Debatte ist die sogenannte interpretative oder argumentative Wende, wonach „Politikverläufe nicht mehr nur aus Nutzenmaximierungskalkülen erklärt oder als rationale Problemlösung verklärt“ werden, „sondern [..] sprachlich vermittelte und geprägte Interpretationsprozesse und Interpretationskämpfe“ sind (Münch 2016: V). Auch Kenner, Netzwerke und Gremien sind dadurch in den Blick geraten, die Wissen von außerhalb an die Politik herantragen (vgl. Schneider/Ingram 1993: 337f.; Fischer 1997: 264f.; Rüb/Straßheim 2012: 384f.; Münch 2016: 111ff.). 

				

				
					18Das heißt, dass Einzelakteure im Konzept Policy Entrepreneureship vorkommen. Mintrom/Norman machen allerdings deutlich, dass Policy Entrepreneure als Einzelakteure oft nur Ideengeber oder Anstifter sind, woraus unternehmerische politische Zusammenarbeit wird: „Like their counterparts in business, policy entrepreneurs are team players. Individuals are often the instigators of change, but their strength does not come from the force of their ideas alone, or from their embodiment of superhuman qualities“ (Mintrom/Norman 2009: 653). 

				

				
					19Deutlich wird das etwa in den eben genannten Arbeiten von Mintrom/Norman (2009), die das Handeln von Policy Entrepreneuren u.a. als Reaktion auf Politikversagen systematisieren, oder in Kingdons Multiple-Streams-Modell (1984), das von drei Prämissen ausgeht: der Problemerkennung (Problem-Strom), Entscheidungsfindung (Politics-Strom) und Lösungserarbeitung (Policy-Strom). Alle drei Ebenen beziehen sich sowohl auf die unternehmerische Leistung als auch auf die Politik im Sinne von Agenda-Setting. Die drei Ströme ermöglichen sogenannte „Windows of Opportunities“, wonach Policy Entrepreneure Chancen nutzen, um über unternehmerisches Handeln Einfluss auf die Politik zu nehmen. 

				

				
					20Vgl. dazu Baringhorst et al. 2007; Aßländer 2011: 62; Neller/van Deth 2006; van Deth 2013a, 2014; van Deth/Zorell 2020.

				

				
					21Diese Perspektive verwundert nicht zuletzt darum, weil Produktion und Konsum seit 2015/2016 als wechselseitige Nachhaltigkeitsziele in den sogenannten 17 Nachhaltigkeitszielen der UN ausgewiesen werden. Damit wird Produktion eine gesellschaftspolitische Relevanz zugesprochen (vgl. Neckel 2018: 11f.; Filho 2019: 36; von Hauff 2019; Herlyn/Lévy-Tödter 2020; zuletzt Melde 2021: 327). Eine der wenigen Ansätze, die Produktion als Faktor berücksichtigen und unternehmerisches Handeln unter Beteiligungsaspekten diskutieren, ist der Ansatz von Saskia Richter. Richter versteht unternehmerisches gesellschaftliches Engagement als „alternative Form der Partizipation“, die als „Ergänzung zu politischer Partizipation durch Parteien“ gelten könne (Richter 2013a: 170).

				

				
					22Siehe dazu van Deth 2014: 358; Vetter/Remer-Bollow 2017: 63; van Deth/Zorell 2020. 

				

				
					23Siehe dazu Haak/Schmid 1999, 2001; Gottschall/Betzelt 2003; Eikhof/Haunschild 2004; Haak 2005; Betzelt 2006; Koppetsch 2006; Betzelt/Gottschall 2007; Manske 2007, 2016a, 2016b; Manske/Schnell 2018; Loacker 2010; Huber 2012; Krämer 2014; Reckwitz 2014; Marguin/Losekandt 2018; zuletzt Kannler et al. 2019; Copercini 2019. 

				

				
					24Vgl. Manske 2007, 2016a; Euteneuer 2011; Basten 2016; Copercini 2019.

				

				
					25Betzelt charakterisiert dazu drei Typen, wobei derjenige „am weitesten verbreitet“ sei (Betzelt 2006: 35), der ein berufliches Selbstverständnis als „Beruf als Berufung“ erkennen lässt (ebd.: H. i. O.). Bei diesem Typ diene der Beruf in erster Linie der kreativen Selbstverwirklichung, erst in zweiter oder dritter Hinsicht dem Gelderwerb. Charakteristisch ist nach Betzelt eine Entgrenzung zwischen Berufs- und Privatperson durch Aussagen wie „der Beruf ist mein Hobby“ oder „Designer ist man mit Leib und Seele“ (ebd.: 35, H. i. O.). Auch ist bei Journalist*innen und wenigen Designer*innen eine „gewisse Orientierung an gesellschaftlichen Zielen des Gemeinwohls“ zu erkennen, um etwa „Aufklärung über gesellschaftliche Missstände“ zu betreiben (ebd.: 35f.). 

				

				
					26Euteneuer unterscheidet insgesamt fünf Typen, hervorzuheben sind vor allem der berufsethische und Herzblut-Unternehmer: Ersterer gründet ein Unternehmen, „um berufsspezifische Wertvorstellungen verwirklichen zu können“ (Euteneuer 2011: 129). Beim Herzblut-Unternehmer bleibt dagegen eine „basale wertrationale Bindung an das Tätigkeitsfeld unabdingliche Grundlage des betriebswirtschaftenden Handelns“ (ebd.: 146). 

				

				
					27Hierzu wurden Fragebögen an Institutionen wie dem IDZ, VDID oder Agenturen wie EFA versendet. Insgesamt handelt es sich dabei um 50 Fragebögen, von denen 17 beantwortet wurden. Ergänzend zu allgemeinen Unternehmens- und Organisationsdaten wurden arbeitsorganisatorische und nachhaltigkeitsrelevante Aspekte im Arbeitsalltag abgefragt (siehe dazu Maxein 2013). 

				

				
					28Während Manske in ihren älteren Arbeiten eine mögliche politische Perspektive herausstellt, die sich auf Abwehrhaltungen gegen Subjektivierungszuschreibungen bezieht (siehe zur Vertiefung Fußnote 10 auf Seite 20), thematisiert sie jüngst neue Formen der Solidarität, wonach politische Subjektivierung für neue Anspruchshaltungen auf politische Teilhabe steht.

				

				
					29Vgl. Baringhorst et al. 2007; Aßländer 2011: 62; Busse 2006; Neller/van Deth 2006; van Deth 2013a, 2014; van Deth/Zorell 2020; Baringhorst/Witterhold 2019. 

				

				
					30Der Begriff Mikropolitik wird in zweierlei Hinsicht verwendet: Zum einen steht er in der Betriebssoziologie in Anlehnung an die Arbeiten von Burns (1962), Ortmann (1992) u.a. für Mitbestimmungsprozesse in den Betrieben (siehe auch Minssen 2013; Bosetzky 1992, 2019; Scheele 2008: 73). Zum anderen taucht der Begriff in Philosophie und Politikwissenschaft auf. So zielt die Mikropolitik bei Krause/Rölli (2010) beispielsweise in Rückgriff auf Deleuze und Guattari auf „die Vielzahl interagierender Bewegungen“ ab, „die das gesellschaftliche Feld durchziehen“ und „die real sind, ohne repräsentativ zu sein“. An anderer Stelle wird die Mikropolitik als Form der Subpolitik behauptet (so etwa bei K. Jain 2000, 2001 oder Jameson 1991), die das politisch Ganze zu reflektieren habe, „um Politik im eigentlichen, radikalisierten Sinn zu sein“ (K. Jain 2001: 1). Im Zuge zunehmender Fragmentierungen drohe sie jedoch ihre Konturen zu verlieren (so die Prognose von Jameson 1991, vgl. dazu K. Jain 2001: 2). 

				

				
					31Der Arbeitspolitik-Ansatz geht auf Naschold u.a. zurück (vgl. Jürgens/Naschold 1982; Naschold/Jürgens 1983). Er geht insgesamt von einem Politikverständnis aus, das alle gesellschaftlichen Aktivitäten als politische Dimensionen erfasst. Dabei ist Arbeit bislang weder eine „politikwissenschaftliche Schlüsselkategorie“ noch ist die Rolle des Subjekts hinreichend berücksichtigt worden (Scheele 2008: 49ff.; siehe auch Kuhlmann 2013). Das Kapitel 4.1.1 wird darauf zurückkommen.

				

				
					32Anzuführen ist an dieser Stelle vor allem der Ansatz von Michael Burawoy, der zwischen Politics in Production und Politics of Production unterscheidet: Ersteres zielt auf die betriebliche Mikropolitik und die sozialen Arbeitsbeziehungen in Arbeitsorganisationen ab. Zweiteres bezieht sich vorrangig auf die staatliche Arbeits(markt)- und Wohlfahrtspolitik (vgl. Burawoy 1979, 1985). Das Kapitel 4.1.1 wird den Ansatz vertiefen (siehe weiterführend Keller 2008a; Scheele 2005, 2008: 67; Bosetzky 1992, 2019). 

				

				
					33Nach Scherhorn ist die Bürgerarbeit in Anlehnung an Beck „Gemeinschaftsgüter bezogene Arbeit“, die auf das nichtentlohnte, aber „alimentierte Engagement für mitmenschliche, nachbarschaftliche, kommunale, regionale oder überregionale Einrichtungen oder Angelegenheiten“ abzielt (Scherhorn 2000: 350). Damit fasst Scherhorn den Begriff wesentlich weiter als Beck, da er darunter die „private Bürgerarbeit“ versteht (ebd.: 351, H. i. O.), die im Gegensatz zu öffentlicher Bürgerarbeit im Sinne Becks aus „individueller Initiative“ erfolge und von „einzelnen beschlossen und betrieben“ werde (ebd.: 350f.). 

				

				
					34Bis in die 1980er Jahre gab es hierzulande keine eigenständige sozialwissenschaftliche Umweltforschung (vgl. Warsewa 2016: 33ff.). Auch hat das Thema Umwelt in der damaligen Arbeits- und Industriesoziologie keine Rolle gespielt (vgl. Barth et al. 2016a: 17f.). Erst seit den 1990er Jahren liegt das Forschungsinteresse auf einem ökologischen Verantwortungsbewusstsein von Arbeitnehmer*innen (vgl. Hoff/Lecher 1995; siehe dazu Warsewa 2016: 33ff.). 

				

				
					35So rät Sighard Neckel, Nachhaltigkeit in der Soziologie erst gar nicht aus einer „gesellschaftlichen Teilnehmerperspektive“ zu untersuchen (Neckel 2018: 13). Vielmehr müsse es um Macht- und Hierarchieverhältnisse gehen, die aus der nachhaltigen Transformation resultieren. Auch die Publikation Soziologie der Nachhaltigkeit, die eine erweiterte soziologische Forschungsperspektive fordert (vgl. Henkel et al. 2021: 17), verknüpft die Ebene einer „deskriptiv-analytischen“, „kritisch-normativen“ und „praktisch-politischen“ Reflexivität mit keiner politikwissenschaftlichen Perspektive (vgl. ebd.: 13ff.). Im „Mehrebenenmodell“ von Wendt zu Utopien und Dystopien einer Soziologie der Nachhaltigkeit fehlt zudem Arbeit als Kategorie (Wendt 2021: 169).

				

				
					36Sogar Formen der Widerständigkeit werden mittlerweile unter Nachhaltigkeitsaspekten beleuchtet (vgl. Corrêa/Nowak 2016). Sie werden aber als kein politisches Handeln untersucht. Auch spielen Kreativakteure keine Rolle. 

				

				
					37Der Lebensführungsansatz geht auf den Sonderforschungsbericht „Entwicklungsperspektiven von Arbeit“ an der Ludwig-Maximilian-Universität München zurück (Scholl/Hage 2004: 15f.). Ausgangspunkt dazu ist der Begriff der Lebensführung bei Max Weber. Im Fokus des Ansatzes stehen individuelle Handlungsmuster, Präferenzen und Lebensstile, die sich zu einem Ganzen des Alltäglichen der Arbeit verbinden (siehe weiterführend dazu Voß 1995: 25; Kudera 2000; Kudera/Voß 2000; Voß 2021). 

				

				
					38Lebensstile werden in dieser Studie in Anlehnung an Reusswig als „gruppenspezifische Formen der individuellen Lebensführung und -deutung“ verstanden. „Sie beschreiben typische Muster der Organisation des Alltags, der Identitätsbildung, der Sinngebung (oder des Sinnbastelns), der Kommunikation und der Stilisierungs(versuche) des Selbst“ (Reusswig 2002: 158). 

				

				
					39Bezogen auf den Diskurs um das Selbermachen ist vor allem die Studie „Rückkehr zur Handarbeit als Teil eines neuen an Nachhaltigkeit orientierten Lebensstils?“ von Sylla (2016) zu nennen. Sylla versteht das Selbermachen als nachhaltige Lebensführung. Sie lässt aber die Frage außen vor, ob es sich ggf. um neue Unternehmensformen handeln kann, die politisch sind. 

				

				
					40Siehe dazu Hackenberg/Empter 2011; Stein 2011, 2015; Schaltegger/Petersen 2001; Clausen 2004; Hockerts/Wüstenhagen 2010; Gebauer/Ziegler 2013. Hier schließen auch Ansätze aus der Designforschung an, auf die bereits im letzten Kapitel hingewiesen wurde.

				

			

		


		
			4.Theoretischer Rahmen

 

			4.1Theoretische Zugänge und Begriffsklärungen

			Welche theoretischen Zugänge sind für diese Studie von Relevanz? Von welchen Begriffen ist auszugehen? Muss von Selbermachen, Herstellen oder Selbstherstellen gesprochen werden? Und welches Politikverständnis liegt der Studie zu Grunde? Diese Fragen werden im Folgenden geklärt. Im ersten Schritt wird dazu das Problem dargelegt, warum Arbeitshandeln bis heute weder in der Arbeitssoziologie noch in der Politikwissenschaft als politisches Handeln untersucht worden ist. Im Anschluss werden theoretische Zugänge geschaffen, um Arbeitshandeln daraufhin untersuchen zu können. Daran anknüpfend werden entsprechende Begriffsbestimmungen vorgenommen, die für diese Studie von Relevanz sind. 

			4.1.1Was ist Arbeit, was ist Politik? Annäherungen an einen Wissenschaftskomplex

			Bis heute gibt es keinen soziologischen und politikwissenschaftlichen Ansatz oder eine Theorie, worüber Arbeitshandeln als politisches Handeln erklärt, geschweige denn untersucht wird. Die Gründe dafür sind vielschichtig. Sie wurden bereits im Problemaufriss (Kapitel 2) dargelegt. In den folgenden Abschnitten wird dieser Problemkomplex vertieft. Zunächst wird erörtert, was unter Arbeit1 und Politik2 zu verstehen ist. Beide Begriffe werden mittlerweile im erweiterten Sinne verstanden – Arbeit gilt nicht mehr nur als Lohnarbeit, Politik ist mehr als nur Parteien- oder die institutionelle Politik. Beide Forschungsbereiche treibt somit die Frage um, was ihre heutigen Wesenskerne sind, wenn sich Arbeit und das Politische ausdifferenzieren. Trotz Perspektivenweitung ist es um eine Verzahnung beider Forschungsfelder verdächtig still. Bis auf die im Forschungsstand (siehe Kapitel 3) skizzierten Schnittstellenbereiche Arbeitspolitik, Mikropolitik und Policy Entrepreneurship kommen sich Arbeit und Politik kaum ins Gehege. 

			Letzteres verwundert nicht zuletzt darum, weil die Politikwissenschaft seit Jahren eine Weitung der „Erklärungskraft politikwissenschaftlicher Theorien“ in Anlehnung an Erkenntnisse sogenannter „Nachbardisziplinen“ fordert (Gabriel et al. 2020: 20). Auch werden politische Entscheidungsprozesse nicht mehr nur „im Rahmen der Abläufe des formalen Gesetzgebungsprozesses und unter besonderer Berücksichtigung des Zusammenspiels der politischen Institutionen“ analysiert; es werden stärker denn je „informelle Abläufe und unübersichtliche Akteurskonstellationen“ berücksichtigt (Blatter et al. 2007: 18). Allerdings spielt Arbeitshandeln in der Politikwissenschaft keine Rolle. Es ist Alexandra Scheele (2005, 2008) zu verdanken, Arbeit und Politik aufeinander bezogen zu haben, um „Arbeit als politisches Feld“ zu konzipieren. Scheeles Vorhaben setzt an der Kritik an, dass die Politikwissenschaft noch immer ein „verkürztes Verständnis“ von Arbeit habe (Scheele 2008: 12): Arbeit werde mit Erwerbsarbeit gleichgesetzt. So wie man der Arbeitssoziologie vorwerfen kann, dass sie den Arbeitsbegriff lange auf Lohnerwerbsarbeit verengt hat, lässt sich der Politikwissenschaft vorhalten, Arbeit noch immer auf die „Ebene von Institutionen, Interessenorganisationen und -verbänden“ (ebd.) zu reduzieren. Darum beleuchtet Scheele „Aspekte der Politisierung von Arbeit“ (ebd.: 13). Sie rückt das Subjekt ins Zentrum. Und sie macht auf das Problem aufmerksam, dass das Subjekt in der Politikwissenschaft allenfalls zum kollektivierbaren Subjekt wird – es hat als Einzelakteur3 kaum Relevanz, im Kontext von Arbeit ohnehin nicht.4 
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